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Protokoll der Gemeindeversammlung

5. Sitzung vom 21. September 2020

Gemeindesaal Schulhaus Engelburg, Rikon

20.15 Uhr - 21.30 Uhr

Anwesend

Vorsitz

Protokoll

Stimmenzähler/innen

Anzah I Stim m berechtigte

Gäste Annabarbara Gysel, Redaktion Tössthaler
Rafael Rohner, Redaktion Landbote
Ren6 Zweifel, Abteilungsleiter Finanzen
Marcel Estermann, Bereichsleiter Werke
NN

Konstituierung

Um 20.15 Uhr begrüsst Gemeindepräsidentin Regula Ehrismann die anwesenden Stimmbe-
rechtigten. Sie ersucht allfällige anwesende, nicht stimmberechtigte Personen, auf der Galerie
Platzzu nehmen.

Gemeindepräsidentin Regula Ehrismann stellt fest, dass:

. zur heutigen Gemeindeversammlung im Rahmen der gesetzlichen Fristen rechtzeitig
eingeladen worden ist,

. die Akten sowie das Stimmregister während der gesetzlichen vorgeschriebenen Zeit auf
der Gemeinderatskanzlei auflagen,

. das Stimmregister heute auch im Saal aufliegt,
r jedem Haushalt ein Flyer (Einladung mit Traktandenliste) zur GV zugestellt worden ist.

Als Stimmenzähler/innen werden gewählt

. Esther Schmid Heer, Spiegelacker 9, 8486 Rikon
o Matthias Bosshard, Bachstrasse 7, 8487 Zell

Regula Ehrismann, Gemeindepräsidentin

Erkan Metschli-Roth, Gemeindeschreiber

Esther Schmid Heer und Matthias Bosshard
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ln Gemeindeversammlungen wird ein Protokoll geführt, das mindestens die Beschlüsse, die

Wahlergebnisse und die Beanstandungen zum Verfahren enthält ($ 6 Gemeindegesetz vom
20. April 2015 tGGl). Die Gemeindepräsidentin und der Gemeindeschreiber prüfen längstens
innert sechs Tagen nach Vorlage das Gemeindeversammlungsprotokoll auf seine Richtigkeit
und bezeugen diese durch ihre Unterschrift. Nach der Unterzeichnung ist das Gemeindever-
sammlungsprotokoll öffentlich (Artikel 9 Absatz 5 der Geschäftsordnung des Gemeinderates
in Verbindung mit Gemeinderatsbeschluss Nr. 205 vom 6. September 2018). Die Stimmen-
zähler sind nicht mehr verpflichtet, das Gemeindeversammlungsprotokoll zu unterzeichnen,
werden jedoch um Kontaktaufnahme mit dem Gemeindeschreiber gebeten (zwecks Auszah-
lung der Entschädigung von je 35 Franken).

Gemeindepräsidentin Regula Ehrismann stellt fest, dass die heutige ordnungsgemäss einbe-
rufene Gemeindeversammlung beschlussfähig ist und keine Einwände gegen die Form der
Einladung, zur Traktandenliste und Aktenauflage erhoben wurden.

Die Stimmenzähler/innen stellen fest, dass insgesamt 72 Stimmberechtigte anwesend sind.

Traktanden

A Geschäfte

1. Genehmigung Jahresrechnung 2019
Referent: Finanzvorsteher Stefan Deinböck
Fachperson: Abteilungsleiter Finanzen Ren6 Zweifel

2. Genehmigung Totalrevision Personalverordnung der Gemeinde Zell
Referenti n : Gemeinpräsidentin Reg ula Ehrismann
Fachperson: Gemeindeschreiber Erkan Metschli-Roth

3. Genehmigung Überarbeitung Siedlungsentwässerungsverordnung
Referentin: Werkvorsteherin Susanne Stahl

4. Genehmigung Überarbeitung Verordnung für die Wasserversorgung
Referentin: Werkvorsteherin Susanne Stahl

5. Genehmigung Uberarbeitung Abfallverordnung
Referentin: Werkvorsteherin Susanne Stahl

6. Genehmigung Abrechnung Betriebs- und Gestaltungskonzept Kollbrunn (BGK)

Referentin: Bauvorsteherin Patricia Heuberger

B Anfragen nach $ 17 Gemeindegesetz

7.1 Anfrage von Martin Schaub und Marcel Niedererzur Modernisierung Gemeindehaus
Referäntin: Gemeindepräsidentin Regula Ehrismann

7.2 Anfrage von Albert und Kathrin Meyer zur kommunalen Mobilfunkentwicklung
Referentin: Bauvorsteherin Patricia Heuberger

C Orientierung

8. lnformationen zum Stand Hochwasserschutz
Referentin: Werkvorsteherin Susanne Stahl
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Verhandlungen

A Geschäfte

13 10
10.06

Finanzen
Jahresrech nungen, I nventare
Genehmigung der Jahresrechnung 201 9
Verabschiedung zuhanden der Gemeindeversammlung

Referent: Finanzvorsteher Stefan Deinböck

WEISUNG

Ausgangslage

Die vorliegende Jahresrechnung der Gemeinde Zell für das Jahr 2019 entspricht erstmals der
neuen Rechnungslegungsnorm und zr4rar dem weiterentwickelten Harmonisierten Rechnungs-
modell 2 (HRM2). Mit diesem Rechnungsmodell ändern sich auch die Beurteilungskriterien für
den Rechnungsabschluss. Die Jahresrechnung 2019 weist folgende Eckdaten aus:

Erfolgsrochnung

lnvestitlonsrechnung Vemltungsvermägen

Ertragsübsrschuss

Ausgab€n Verwaltungsvermö3en

Gesamtauiiland
qCgq!'!!brqC-s

Fr
Fr

37'997',A92.29

39975522.ffi

977 '6:t0.51

Einnahmen

Nettolnvestltlonen Vemltungsvornügen

lnvestltlonsrechnung Finanzvernüggn Ausgaben Finanzvermögen

F!$F!09! llf !c[!4Y9t!!1qs9!

Nettoinvestitionen Finanzverrögen Fr.

Bilanzsulrm Fr. -37'853'763.42

Der Erlragsüborschuss der Erfolgsrschnung wird dem Bilanzüberschuss zugewiesen.
Dadurch erhöht sich der Bilanzüberschus auf Fr. 15876'192.10.

Erfolgsrechnung

Die Erfolgsrechnung 2019 schliesst bei Fr. 37'997'8g2.2g Gesamtaufwand und
Fr. 38'975'SZZ.AO Gesämtertrag mit einem Ertragsüberschuss von Fr. 977'630.51 ab. Budge-
tiert war ein Ertragsüberschuss von Fr. 43'200.00. Dies führt zu einer Ergebnisverbesserung
von Fr. 934'430.51.

3586',635.28
372:'111.!5

-3'214s23.83

Fr
Fr

920.00
920.00

Bilanz

Die nachfolgende Ubersicht zeigt die Differenzen arvischen dem Budget und der Rech-
n ung der ei nzel nen Aufgabengebiete ( Nettobetrachtung ):
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Haupt-

gruppe

Aufgabenbereiche Rechnuns 2019 Budeet 2019 Differenz

0 Allgemeine Verwaltung 2'41,4'.724.38 2'571'200.00 -L56'475.62

t
öffentliche Ordnung und
Sicherheit 929'.735.92 1'034'400.00 -104'664.08

2 Bildung t3'268'708.94 13'291'300.00 -22'59t.06

3 Kultur, Sport und Freizeit 284'.2L9.98 375',800.00 -92'580.02

4 Gesundheit 2',2L3',L7?.52 1'944'400.00 368'773.52

5 Soziale Sicherheit 5'L72',947.36 4'646'100.00 526',847.36

6

Verkehr und Nachrich-
tenübermittlung t'668'26L.23 1'705'600.00 -37'338.77

7

Umweltschutz und
Rauhrordnung 2'050'131.57 2'175'100.00 -L24',968.33

8 Volkswirtschaft -439'677.50 -313'400.00 -L26',277.50

I Finanzen und Steuern -28'539'857.01 -27'374',700.OO -1'165'157.01

Zwischentotal

Aufwandüberschuss

Ertragsüberschuss

-977'63L.5t

0.00

977'.631.51

-43'200.00

0.00

43'200.00

-934'431.51

0.00

934'431.51

Total -0.00 0.00 -0.00

Folgende Nettopositionen der obenstehenden Aufgabenbereiche tragen hauptsächlich zu die-
ser Ergebnisverbesserung bei:

0 Allgemeine Venrualtung

- Mindernettoaufwand Venryaltungsliegenschaften von rund Fr. 120'000.00.

- Mindernettoaufwand Finanz- und Steuerverwaltung von rund Fr. 57'000.00.

1 Öffentliche Ordnung und Sicherheit

- Mindernettoaufwand Feuenryehr von rund Fr. 63'000.00.

2 Bildung

- Keine wesentlichen Abweichungen.

3 Kultur, Sport und Freizeit

- Mindernettoaufwand Sport von rund Fr. 68'000.00.

- Mindernettoaufwand Schwimmbad von rund Fr. 47'000.00.

4 Gesundheit

- Mehrnettoaufwand Pflegefinanzierung von rund Fr. 369'000.00.

5 Soziale Sicherheit

- Mehrnettoaufiruand Ergänzungsleistungen lV von rund Fr. 83'000.00.

- Mehrnettoaufwand Ergänzungsleistungen AHV von rund Fr. 287'000.00.

- Mehrnettoaufwand Alimentenbevorschussung von rund Fr. 52'000.00.

- Mehrnettoaufwand Enruachsenenschutz Winterthur-Land von rund Fr. 40'000.00.,
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- Mehrnettoaufwand Kinderkrippen und Kinderhorte von rund Fr. 122'000.00.

- Mindernettoaufwand Beihilfen/Zuschüsse von rund Fr. 97'000.00.

- Mehrnettoaufwand Gesetzliche wirtschaftliche Hilfe von rund Fr. 68'000.00.

6 Verkehr und Nachrichtenübermittlung

- Mindernettoaufwand Gemeindestrassen von rund Fr. 224'0Q0.00.

- Mehrnettoaufwand Öffentliche Verkehrsinfrastruktur von rund Fr. 171'000.00.

7 Umweltschutz und Raumordnung

- Mindernettoaufwand Gewässerverbauungen von rund Fr. 58'000.00.

- Mindernettoaufwand Friedhof und Bestattung von rund Fr. 54'000.00.

I Volkswirtschafi

- Mindernettoaufwand Elektrizität(El<ZAusgleichsvergütung)von rund Fr. 97'000.00.

I Finanzen und Steuern

- Mehrnettoertrag Ordentliche Steuern Rechnungsjahr von rund Fr. 681'000.00.

- Mehrnettoertrag Ordentliche Steuern Vorjahre von rund Fr. 568'000.00.

- Mehrnqttoertrag Aktive Steuerausscheidungen von rund Fr. 293'000.00.

- Mindernettoaufwand Passive Steuerausscheidungen von rund Fr. 83'000.00.

- Mindernettoertrag Nachsteuern von rund Fr. 45'000.00.

- Mehrnettoaufwand Wertberichtigung auf Steuerforderungen von rund Fr. 129'000.00.

- Mehrnettoertrag Grundstückgewinnsteuern von rund Fr. 219'000.00.

- Mindernettoertrag Finanzausgleich von rund Fr. 581'000.00.

Auch in diesem Jahr ist festzuhalten, dass bei den direkt beeinflussbaren Aufwandposten eine
gute Budgetdisziplin herrschte.

lnvestitionsrechnung

Die Nettoinvestitionen fallen mit rund Fr.3.2 Mio. um rund Fr. 1.9 Mio. tiefer aus, als für das
Jahr 2019 geplant. Gründe dafür sind Projekte, die im Bau sind, die nicht realisiert oder die
verschoben wurden. Der ernüchternde Finanz- und Aufgabenplan 2019 - 2023 trägt ebenfalls
dazu bei, dass nur absolut dringend notwendige lnvestitionen getätigt wurden. So wird unser
Finanzhaushalt nicht übermässig belastet.

Beim Fi nanzvermögen resu ltiert kei ne Nettoveränderung.

Bilanz

Das Finanzvermögen nimmt im Jahre 2019 um Fr. 2'249'675.29 zu und schliesst per 31 . De-

zember 2019 bei Fr.25'266'478.20. Die geringeren Nettoinvestitionen und die getätigten Ab-
schreibungen lassen das Veruvaltungsvermögen von Fr.9'831'900.00 auf Fr. 12'587'285.22
ansteigen. Dies entspricht einer Zunahme von Fr. 2'755'385.22. Das Fremdkapital steigt um
Fr.3'076'706.60 an und beträgt am Bilanzstichtag Fr. 16'374'747.52. Durch den Ertragsüber-
schuss von Fr. 977'630.51, die Entnahmen aus den Spezialfinanzierungen Werke und die Ein-

lage in die Vorfinanzierung Hochwasserschutz erhöht sich das Eigenkapital von

Fr. 19'550'661 .99 auf Fr. 21'479'Q15.90.
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Finanzvermögen (FV)

25'266'478.20
Fremdkapital (FK)

t6'374'747.52

Finanzierung

Die lnvestitionen 2019 in der Höhe von Fr. 3'214'523.83 und der erarbeitete Cash-Flow
(Selbstfinanzierung) von Fr. 2'387'492.52 führen zu einer Zunahme der Nettoverschuldung von
Fr. 827'Q31.31. Somit beträgt der Selbstfinanzierungsgrad für dieses Jahr 74o/o. Dieser wird
gemäss den Richtwerten der kantonalen Aufsichtsstellen über die Gemeindefinanzen, falls er
mittelfristig anhält, als problematisch bezeichnet:

Richtwerte*

> 100 % ideal

B0 - 100 % gut bis vertretbar

50-80% problematisch

0-50% ungenügend

Prüfbericht

Die finanztechnische Prüfung der Jahresrechnung 2019 wurde am 16. und 17. März202O
durch die Vontobel Gemeindetreuhand GmbH, Neftenbach, durchgeführt.

Das Prüfungsergebnis ist gemäss S 147 Gemeindegesetz (GG) in einem Kurzbericht festge-
halten, welcher ein integrierender Bestandteil der Jahresrechnung 2019 ist und der kommu-
nalen Rechnungsprüfungskommission (RPK) zur Verfügung gestellt wird. Die Vontobel Ge-
meindetreuhand GmbH empfiehlt die Abnahme der Jahresrechnung 2019.

Der Umfassende Bericht der Revision liegt aktuell noch nicht vor und wird zu gegebener Zeit
vom Gemeinderat separat analysiert.

ANTRAG

Die Jahresrechnung sowie die Sonderrechnungen 2019 der Gemeinde Zell werden geneh-
migt.

37'853'7 63.4237'853',7 63.42
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ABSCHIED DER RECHNUNGSPRUFUNGSKOMMISSION

1. Die Rechnungsprüfungskommission hat die Jahresrechnung und die Sonderrechnungen
2019 der Gemeinde Zellin der vom Gemeindevorstand beschlossenen Fassung vom 02.

April 2020 geprüft. Die Jahresrechnung weist folgende Eckdaten aus:

Erfolgsrechnung

lnvestitionsrechnung
Veruvaltungsvermögen

lnvestitionsvermögen
Finanzvermögen

Gesamtaufwand
Gesamtertrag

Fr
Fr

37'997',892.29
38'975'522.80

Ertragsüberschuss Fr 977'630.51

Ausgaben Verwaltu ngsvermögen

Einnahmen Verwaltu

Fr. 3'586'635.28

Fr. 372'111.45
3',214',523.83Netto i nvestitio ne n Verwaltu

Ausgaben Finanzvermögen

Einnahmen Finanzvermöoen

Fr

Fr

920.00

920.00
Nettoinvestitionen Finanzvermögen Fr 0.00

Bilanz Bilanzsumme Fr. 37'853'763.42

Der Ertragsüberschuss der Erfolgsrechnung wird dem Bilanzüberschuss zugewiesen.

Dadurch erhöht sich der Bilanzüberschuss (= Nicht Zweckgebundenes Eigenkapital) auf
Fr. 15'876'192.10.

2. Die Rechnungsprüfungskommission stellt fest, dass die Jahresrechnung der Gemeinde
Zell
finanzrechtlich zulässig und rechnerisch richtig ist.

Die finanzpolitische Prüfung der Jahresrechnung gibt zu keinen Bemerkungen Anlass.

3. Die Rechnungsprüfungskommission hat den Kuzbericht der finanztechnischen Prüfung
zur Kenntnis genommen.

4. Die Rechnungsprüfungskommission beantragt der Gemeindeversammlung, die Jahres-
rechnung und die Sonderrechnungen 2019 der Gemeinde Zell entsprechend dem Antrag
des Gemeindevorstands zu genehmigen.

Rikon, 16.Mai2020

ABSTIMMUNG

Die Gemeindeversammlung genehmigt einstimmig die Jahresrechnung sowie die Son-
derrechnungen 2019 der Gemeinde Zell gemäss Antrag des Gemeinderates.
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14 17
17.01

Gemeindepersonal
Vorschriften, Verträge, Kreisschreiben
Totalrevision Personalverordnung der Gemeinde Zell

Referentin: Gemeindepräsidentin Regula Ehrismann
Fachperson: Gemeindeschreiber Erkan Metschli-Roth

WEISUNG

1. Ausgangslage und Enrägungen

Eine effektiv funktionierende Gemeindevenrvaltung ist ein wichtiger Standortfaktor für Zell.
Dazu braucht es gut ausgebildete, berufs- und lebenserfahrene sowie motivierte Mitarbei-
tende. So ist unsere Gemeinde in der Lage, die enrvarteten Dienstleistungen effizient und in
guter Qualität zu erbringen. Und nur so erhalten die Einwohnerinnen und Einwohner der Ge-
meinde Zell den Service public, den sie von einer modernen Gemeindeverwaltung enruarten.
Die Zeiten, in denen sich die Gemeinde Zell als öffentliche Arbeitgeberin keine Gedanken um
ihren Berufsnachwuchs machen musste, sind vorbei. Auch die Gemeinde Zell befindet sich
heute in einem intensiven Wettbewerb um gute Mitarbeitende auf dem Arbeitsmarkt. Dabei ist
die Attraktivität der Arbeitgeberin ein wichtiger Wert, der gepflegt werden will. Unsere gesell-
schaftlichen Entwicklungen und neue Generationen von Mitarbeitenden stellen neue Anforde-
rungen an die Arbeitgeberin. Wer darauf nicht antwortet, wird über Probleme bei der Rekrutie-
rung von geeignetem Gemeindepersonal bekommen

Das öffentliche Personalrecht spielt eine zentrale Rolle. Alle personalpolitischen Vorhaben ei-
ner Arbeitgeberin müssen im Personalrecht abgebildet sein. Dabei sind die rechtlichen Vorga-
ben genau einzuhalten (Verfassungsprinzipien, wie etwa die Rechtsgleichheit, das Willkürver-
bot sowie das Gebot von Treu Glauben samt den öffentlich-rechtlichen Verfahrensprinzipien
wie rechtliches Gehör und vieles mehr). Deshalb kann die Gemeinde Zell nicht wie eine private
Arbeitgeberin frei und ungebunden agieren.

Für die Gemeinde Zell ist es als Arbeitgeberin wichtig, eine Annäherung seines Personalrechts
an das flexiblere Obligationenrecht sowie eine vereinfachte Modernisierung der Verfahrensre-
geln künftig umzusetzen. Uber Jahrzehnte gewachsene, schwerfällige Verfahren und Struktu-
ren sind zu hinterfragen. Das Zeller Personalrecht ist dann attraktiv und förderlich für ein gutes
lmage als Arbeitgeberin, wenn es für die Mitarbeitenden verständlich und nachvollziehbar so-
wie für die Vorgesetzten und den kommunalen Personaldienst gut umsetzbar ist.

Das aktuelle Personalrecht der Gemeinde Zell ist hinsichtlich seiner rahmengebenden Perso-
nalverordnung in die Jahre gekommen und umfasst folgende drei Erlasse (alles abrufbar auf
www.zell.ch > Vennraltung > Rechtssammlung):

Personalverordnung vom 27. November 2002 (Amtliche Sammlung [AS] 120.1)
Vollziehungsbestimmungen zur Personalverordnung vom 18. Juni 2015 (AS 120.11)
Reglement über die gleitende Arbeitszeit für das Personal der Gemeindevenrualtung vom
21. November 2013 (AS 120.2)

Unter Berücksichtigung der neuen Vorgaben des kantonalen Gemeindegesetzes ist es sinn-
voll, das kommunale Personalrecht in folgende zwei totalrevidierten Erlasse zeitgemäss zu-
sammenzufassen:

Personalverordnung (AS 1 20.:1 )
Personalreglement (AS 1 20.1 1)
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Anlässlich seiner Klausursitzung vom 21. Februar 2020 (GR Nr. 4212019) legte der Gemein-
derat die strategische Stossrichtung mit allgemeinen Grundsätzen fest. Diese Grundsätze be-
inhalten Folgendes:
1. Die Totalrevision des kommunalen Personalrechts wird weiterverfolgt.
2. Die GemeindeZell sollsich als attraktive und moderne Arbeitgeberin positionieren können.
3. Die lnteressen der Arbeitgeberin und der Mitarbeitenden sind in der Totalrevision ausge-

wogen zu berücksichtigen.
4. Das Thema der sozialen Vielfältigkeit (Diversity) soll in die weiteren Überlegungen im Rah-

men der Totalrevision des kommunalen Personalrechts einbezogen werden.

Unter diesen Vorgaben nahm eine paritätisch gebildete Projektgruppe des Gemeinderates und
seiner Venrvaltung die Arbeit auf (Mitglieder: Gemeindepräsidentin Regula Ehrismann und Ge-
meindeschreiber Erkan Metschli-Roth sowie Schulpräsident Andreas Vetsch und Schulvenval-
terin Gabriela Kleiner). Diese Projektgruppe wurde durch eine externe Beratung begleitet (Ste-
fan Hunger, lnoversum AG, Meilen, www.inoversum.ch). Die von Projektgruppe als Entwurf
ausgearbeitete Vorlage wurde der Geschäftsleitung zur Vernehmlassung übergeben. Die Ge-
schäftsleitung behandelte sodann im Rahmen von fünf Lesungen die neue Personalverord-
nung und das neue Personalreglement vertieft und ausführlich. Die Geschäftsleitung übenruies
ferner ihre Ergebnisse zur juristischen Uberprüfung einem Fachanwalt SAV Arbeitsrecht (Dr.
Peter Stieger, Stieger + Schütt Rechtsanwälte, Winterthur, www.slaw.ch). Die juristischen
Rückmeldungen flossen letztmals in die Vorlage der Geschäftsleitung ein (ausserordentliche
Geschäftsleitungssitzung vom 16. Juni 2020). Die Geschäftsleitung beantragt diese Vorlage
dem Gemeinderat zur Verabschiedung an die Gemeindeversammlung vom 21. September
2020, wobei das lnkrafttreten des neuen kommunalen Personalrechts auf den 1. Januar 2021
empfohlen wird.

2. Bestimmungen des neuen kommunalen Personalrechts

Aufgrund der vorgesehenen Totalrevision des kommunalen Personalrechts wird auf eine sy-
noptische Darstellung verzichtet die nachstehend im vollständigen Wortlaut der Personalver-
ordnung und des gemeinderätlichen Personalreglements wiedergegeben.

3. Empfehlung des Gemeinderats

Der Gemeinderat empfiehlt den Stimmberechtigten, die Totalrevision des kommunalen Perso-
nah:echts durch den Erlass der neuen Personalverordnung zu genehmigen. ln dieser Vorlage
sind rund eineinhalb Jahre Arbeit der Projektgruppe und der Geschäftsleitung enthalten. Der
Gemeinderat verdankt diese intensive Arbeit und stellt fest, dass das neue kommunale Perso.
nalrecht seiner Strategie entsprechend, die lnteressen der Gemeinde Zell als Arbeitgeberin
und die Mitarbeitenden-lnteressen ausgewogen berücksichtigt. Die vorgesehene Totalrevision
des kommunalen Personalrechts dient der Gemeinde Zell, sich als attraktive und moderne
Arbeitgeberin zu positionieren und zudem die anstehenden Herausforderungen und Aufgaben
effizient und dienstleistungsorientiert ausüben zu können.

ANTRAG

1. Die totalrevidierte Personalverordnung wird genehmigt.

2. Der Gemeinderat wird ermächtigt, Anderungen an dieser Vorlage in eigBner Kompetenz
vorzunehmen, sofern sie sich als Folge von Auflagen im allfälligen Rechtsmittelverfahren
als notwendig enrveisen. Solche Beschlüsse sind öffentlich bekannt zu machen.

ABSCHIED DER RECHNUNGSPRÜTUruCSTOMMISSION

Die totalrevidierte Personalverordnung sowie das neue Personalreglement werden den
Stimmbürg ern zw Abstimm ung vorgelegt.
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Die Rechnungsprüfungskommission hat die vorgeschlagene Totalrevision der
Personalverordnung sowie das neue Personalreglement ausschliesslich in Bezug auf die
finanziellen Auswirkungen geprüft

Wir sind der Meinung, dass sich keine direkten finanziellen Auswirkungen ergeben.
Entsprechend enthält sich die Rechnungsprüfungskommission einer Stellungnahme.

Rikon, 31. August 2020

ABSTIMMUNG

Die Gemeindeversammlung genehmigt die Personalverordnung gemäss Antrag des Ge-
meinderates (ohne Gegenstimmen bei einer Stimmenthaltung).

15 Kanalisation
Vorschriften, Verträge, Kreisschreiben
Mehruvertbeiträge, Ansch lussgebü hren
Genehmigung Uberarbeitung Siedlungsentwässerungsverordnung
(sEVO)

23
23.01
23.07

Referentin: Werkvorsteherin Susanne Stahl

WEISUNG

1. Ausgangslage

Die Verordnung über die Siedlungsentwässerung (SEVO) vom 18. September 2006 muss
überarbeitet werden. Grund dafür ist die Auflösung der Werkkommission per 1 . Juli 2018. Die
Werkkommission war eine Kommission mit selbständiger Venrualtungsbefugnis. Die Zustän-
digkeiten müssen deshalb neu geregelt werden.

Das Amt für Wasser, Energie und Luft AWEL hat per 2018 eine verbindliche Vorlage für die
SEVO veröffentlicht mit dem Ziel, die kommunalen SEVO kantonal zu vereinheitlichen. Statt
der bisherigen Dokumente

Verordnung über die Siedlungsentwässerung (SEVO) und
- Verordnung über die Gebühren für Siedlungsentwässerungsanlagen (GebVO)

gibt es jetzt neu die nachfolgenden Erlasse.

Siedlungsentwässerungsverordnung (SEVO): ln der SEVO werden die Rechte und Pflich-
ten der Gemeinden und der Privaten geregelt. Zudem werden die Eckwerte der Abwasserent-
sorgung sowie die Finanzierung der öffentlichen Abwasseranlagen definiert. Praktisch die
ganze Gebührenverordnung ist jetzt in der SEVO integriert. Die GebVO wird damit hinfällig.
Die SEVO wird von der Gemeindeversammlung genehmigt und muss vom AWEL vorgeprüft
und von der Baudirektion des Kantons Zürich genehmigt werden.

Siedlungsentwässerungsreglement: lm Reglement werden die Aufgaben und Arbeiten der
Gemeinde sowie der Privaten geregelt. Das Reglement gibt Aufschluss über Schnittstellen,
Anforderungen an Planung, Bau, Betrieb und Unterhalt der Abwasserentsorgung sowie über
notwendige Kontrollen. Ein Grossteil davon war in der der ehemaligen SEVO enthalten. Das
Reglement wird vom Gemeinderat erlassen und wird ebenfalls durch das AWEL genehmigt.

121



Protokol I d e r G e me i nd eversa m ml u ng Sitzung vom 21 . September 2020

2. Die wichtigsten Neuerungen in der SEVO

2.1 Die Zuständigkeiten wurden mit dem Wegfall der Werkkommission basierend auf der
aktuellen Gemeindeordnung neu definiert:

- Gemeinderat (gestützt auf das Organisations- und Geschäftsreglement 6. Juni 2019),
- Geschäftsleitung (gestützt auf das Reglement der Geschäftsleitung vom 7. Juni 2018)
- Abteilungsleitung lnfrastruktur und Bereich Werke (gestützt auf die internen AKV).

2.2 Die Bemessungsgrundlagen für die Anschlussgebühren sind neu definiert.

Bisher: Gebäudewerf: Die Höhe der Anschlussgebühr bemisst sich in Prozent des Gebäude-
wertes.

Vorteil: einfache Berechnung, der Gebäudewert wird von der GVZzur Verfügung gestellt.
Nachteil: Hochwertige Bauten (2.8. Minergie plus) wie auch nachträgliche Mehruverterhöhun-
gen durch Anlagen für Erneuerbare Energien (Solaranlagen, Envärme etc.) oder Wärmedäm-
mungen (Fassaden, Dächer, Fenster etc.) werden mit dieser Gebührenberechnung "bestraft".
Ohne Einwilligung des Eigentümers kann aus Datenschutzgründen keine Einsichtnahme in die
Berechnung Anschlussgebühr erfolgen.

Neu: Gebäudevolumen: Die Anschlussgebühr wird nach Kubikmeter berechnet.

Vorteil: einfache Berechnung, die Volumenangabe wird von der GYZzur Verfügung gestellt.
Nachteil: keine

Diese neue Bemessung der Anschlussgebühren soll keine Gebührenerhöhung nach sich zie-
hen, Das Baugebiet der Gemeinde Zell ist voll erschlossen und volumenmässig auch für Zo-
nenänderungen gerüstet. Die Berechnung einer adäquaten Gebühr besteht aus dem Vergleich
von Durchschnittswerten aus der bisherigen Bemessung, 1% des Gebäudewertes, mit einem
im Resultat gleich hohen Betrag aus der Volumengebühr. Die Berechnungen zeigen, dass ein
Tarif von Fr. 7.SO/Kubikmeter (exkl. MWST) etwa gleich hoch ist.

2.3. Förderung von Gewässerschutzmassnahmen auf Gemeindegebiet (SEVO Kapitel D) so-
wie Ausführungen zum Gewässerunterhalt (SEVO Kapitel E): diese Bestimmungen sind bisher
nirgends geregelt.

2.4. Einige bestehende Artikel wurden ergänzt oder präzisiert. Sie entsprechen bereits der
bisherigen Praxis und basieren teilweise auf Beschlüssen der Werkkommission.

Beispiel bisher: 2.3 Kanal und Anlagenkataster
Die Gemeinde führt einen Kanal- und Anlagenkataster über das gesamte Gemeindegebiet,
welcher die Siedlungsentwässerungsanlagen enthält. Die Grundeigentümer sind verpflichtet,
die hierfür notwendigen Angaben und Unterlagen zu liefern.

Neu:
1 Die Gemeinde führt über das gesamte Gemeindegebiet den Anlagen- und Kanalisationska-
taster. Dieser informiert über die Eigentumsverhältnisse und bildet die Grundlage für die Er-
mittlung des Finanzbedarfs der Abwasseranlagen. Er weist die öffentlichen Siedlungsentwäs-
serungsanlagen aus und die daran angeschlossenen privaten Abwasseranlagen, die fest mit
dem Boden verbunden sind. Der Kataster efassf auch die Versickerungsanlagen.
2 Die Grundeigentümerinnen und -eigentümer sind verpflichtet, der Gemeinde die Angaben
und Unterlagen zur Verfügung zu stellen, die für die Erstellung des Katasters notwendig sind.
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3. Vorprüfung durch das AWEL

Die vorliegende Verordnung über die Siedlungsentwässerung sowie das Siedlungsentwässe-
rungsreglement wurden dem AWEL eingereicht und geprüft, sie wurden als genehmigungsfä-

hig erachtet.

4. Prüfung durch den Preisüberwacher

Diese Anpassung stuft der Preisüberwacher nicht als missbräuchlich ein, vorausgesetzt die

Gemeinde stellt sicher, dq.ss die Anpassung der Anschlussgebühren für keinen Liegenschafts-
typ (grosse Lagerhallen/ Ökonomiegebäude/Landwirtschaftsbauten usw.) zu keiner Erhöhung

oder Senkung von mehr als 2oo/o führf. Gestützt auf die vorstehenden Envägungen und in
Anwendung der Artikel2,13 und 14 PüG empfiehlt der Preisübenracher der GemeindeZell.

- Die wiederkehrenden Gebühren in den nächsten zwei Jahren einer Überprüfung zu

unterziehen.
- Die Anschlussgebühren für die Wasserversorgung und die Abwasserbeseitigung für
' alle Liegenschaftstypen um nicht mehr als 20o/o zu verändern.

ANTRAG

1. Die Siedlungsentwässerungsverordnung (SEVO) wird genehmigt.

2. Die Sied I ungsentwässeru ngsverord nu ng (SEVO) sowie das Sied lungsentwässeru ngs-
reglement sind dem AWEL und der Baudirektion zur Genehmigung einzureichen.

ABSCHIED DER RECHNUNGSPRÜTUruCSTOMMISSION

Die Verordnung über die Siedlungsentwässerung (SEVO) sowie das
Siedlungsentwässerungsreglement müssen überarbeitet werden.

Die Rechnungsprüfungskommission hat die Überarbeitungen ausschliesslich in Bezug auf
die finanziellen Auswirkungen geprÜft.

Wir sind der Meinung, dass sich keine direkten finanziellen Auswirkungen ergeben.
Entsprechend enthält sich die Rechnungsprüfungskommission einer Stellungnahme

Rikon, 31. August 2020

ABSTIMMUNG

Die Gemeindeversammlung genehmigt einstimmig die Siedlungsentwässerungsverord'
nung (SEVO) gemäss Antrag des Gemeinderates.
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16 39
39.0f
39.03.00

Wasserversorgung
Vorschriften, Verträge, Kreisschreiben
Tarif, Anschlussgebühren
Genehmi gu ng Überarbeitu ng Verordnu ng fü r d ie Wasserversorgu ng

Referentin: Werkvorsteherin Susanne Stahl

WEISUNG

1. Ausgangslage

Das Reglement für die Wasserversorgung vom 6. Dezember 2010 muss überarbeitet werden.

Grund dafür ist die Auflösung derWerkkommission per 1. Juli 201.8. Die Werkkommission war
eine Kommission mit selbständiger Verwaltungsbefugnis. Die Zuständigkeiten müssen des-
halb neu geregelt werden.

2. Die beiden Anderungen

2.1 Die Zuständigkeiten wurden mit dem Wegfall.der Werkkommission basierend auf der ak-

tuellen Gemeindeordnung neu definiert:
- Gemeinderat (gestützt auf das Organisations- und Geschäftsreglement 6. Juni 2019)
- Geschäftsleitung (gestützt auf das Reglement der Geschäftsleitung vom 7. Juni 2018)

Abteilungsleitung lnfrastruktur und Bereich Werke (gestützt auf die internen AKV)

2.2 Die Bemessungsgrundlagen für die Anschlussgebühren sind neu definiert.

Die Anschlussgebühren werden analog der gleichzeitigen SEVO-Revision folgendermassen
geändert:

Bisher: Gebäudewerf: Die Höhe der Anschlussgebühr bemisst sich in Prozent des Gebäude-
wertes.

Vorteil: einfache Berechnung, der Gebäudewer:t wird von der GVZ zur Verfügung gestellt.

Nachteil: Hochwertige Bauten (2.e. Vinergie plus) wie auch nachträgliche Mehnrerterhöhun-
gen durch Anlagen für erneuerbare Energien (Solaranlagen, Erdwärme etc.) oder Wärmedäm-
ilungen (Fassäden, Dächer, Fenster etc.) werden mit dieser Gebührenberechnung benach-

teiligt. Ohne Einwilligung des Eigentümers kann aus DatenschutzgrÜnden keine Einsicht-
nahme in die Schätzung GVZ mit der aufgeschlüsselten Auflistung erfolgen.

Neu: Gebäudevolumen: Die Anschlussgebühr wird nach Kubikmeter berechnet.

Vorteil: einfache Berechnung, die Volumenangabe wird von der GVZzur Verfügung gestellt.

Nächteil: keine

Diese neue Bemessung der Anschlussgebühren soll keine GebührenerhÖhung nach sich zie-

hen. Das Baugebiet der Gemeinde Zell ist voll erschlossen und volumenmässig auch für Zo-

nenänderungen gerüstet. Die Berechnung einer adäquaten Gebühr besteht aus dem Vergleich
von Durchschnittswerten aus der bisherigen Bemessung, 1% des Gebäudewertes, mit einem
im Resultat gleich hohen Betrag aus der Volumengebühr. Diese Berechnungen zeigen, dass

ein Tarif von Fr. 7.S0/Kubikmeter (exkl. MWST) etwa gleich hoch ist.
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3. Prüfung durch die Preisüberwachung

Diese Anpassung stuft die Eidgenössische Preisüberwachung nicht als missbräuchlich ein,
vorausgesetzt die Gemeinde stellt sicher, daqp die Anpassung der Anschlussgebühren für kei-
nen Liegenschaftstyp (grosse Lagerhallen/Okonomiegebäude/Landwirtschaftsbauten usw.)
zu keiner Erhöhung oder Senkung von mehr als 20o/o führt. Gestützt auf die vorstehenden
Erwägungen und in Anwendung der Artikel 2, 13 und 14 Preisübenruachungsgesetz (PüG; SRF
942.20) empfiehlt die Preisübenrvachung der Gemeinde Zell das Nachstehende:

- Die wiederkehrenden Gebühren in den nächsten zwei Jahren einer Überprüfung zu
unterziehen.

- Die Anschlussgebühren für die Wasserversorgung und die Abwasserbeseitigung für
alle Liegenschaftstypen um nicht mehr als 20o/o zu verändern.

ANTRAG

1. Die Verordnung für die Wasserversorgung wird genehmigt

ABSCHIED DER RECHNUNGSPRÜTUruCSTOMMISSION

Die Verordnung über die Wasserversorgung musste überarbeitet werden.
Die Rechnungsprüfungskommission hat diese Uberarbeitung ausschliesslich in Bezug auf
die finanziellen Auswirkungen geprüft.

Wir sind der Meinung, dass sich keine direkten finanziellen Auswirkungen ergeben.
Entsprechend enthält sich die Rechnungsprüfungskommission einer Stellungnahme.

Rikon, 31. August 2020

ABSTIMMUNG

Die Gemeindeversammlung genehmigt die Verordnung für die Wasserversorgung ge-
mäss Antrag des Gemeinderates (bei zwei Stimmenthaltungen).

17 Umweltschutz
Vorschriften, Verträge, Kreisschrei ben
Genehmigung Uberarbeitung Abfallverordnung

34
34.01

Referentin: Werkvorsteherin Susanne Stahl

WEISUNG

1. Ausgangslage

Die Verordnung über die Abfallverordnung der Gemeinde Zell vom.27 . Juni 2005, die Vollzie-
hungsbestimmungen zur Abfallverordnung vom 22. September 2005 und das Gebührenregle-
ment zur Abfallverordnung vom 26. Februar 2009 müssen überarbeitet werden. Grund dafür
ist die Auflösung der Werkkommission per 1. Juli 2018. Die Werkkommission war eine Kom-
mission mit selbständiger Venrualtungsbefugnis. Die Zuständigkeiten müssen deshalb neu ge-
regelt werden.
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Das Amt für Wasser, Energie und Luft (AWEL) hat per 2018 eine verbindliche Musterverord-

nung für Gemeinden (MuAbgV) veröffentlicht mit dem Ziel, die kommunalen Abfallverordnun-
gen kantonal zu vereinheitlichen. Statt der bisherigen Dokumente gibt es jetzt neu;

die Abfallverordnung: Diese entspricht im grosse.n Ganzen der Abfallverordnung.

das Abfallreglement: Dieses entspricht im grossen Ganzen der Abfallverordnung und den

Vollziehungsbestimmungen zur Abfallverordnung. Marginale Korrekturen ergaben sich bei den

Zuständigkeiten und dem Venrueis auf neue Gesetze vom Kanton und Bund.

der Gebührentarif zurr Abfallverordnung: Auch hier ist es eine Zusammenfassung der alten

drei Erlasse. Die gleichen Korrekturen ergaben sich wie beim Abfallreglement.

2. Vorprüfung durch das AWEL

Die vorliegende Abfallverordnung, das Abfallreglement sowie der Gebührentarif zur Abfallver-

ordnung rlrurden dem AWEL eingereicht. Das AWEL hat mit E-Mail vom 28. April 2020 die

neuen Erlasse als Vorprüfung begutachtet und diesen zugestimmt.

ANTRAG

1. Die Abfallverordnung wird genehmigt.

2. Die Abfallverordnung, das Abfallreglement sowie der Gebührentarif zur Abfallverordnung

sind dem AWEL und der Baudirektion zur Genehmigung einzureichen.

ABSCHIED DER RECHNUNGSPRÜTUruCSXOMMISSION

Die Abfallverordnung und das Abfallreglement sowie der Gebührentarif zur Abfallverordnung

müssen überarbeitet werden.

Die Rechnungsprüfungskommission hat diese Überarbeitungen ausschliesslich in Bezug auf

die finanziellen Auswirkungen geprüft.

Wir sind der Meinung, dass sich keine direkten finanziellen Auswirkungen ergeben.

Entsprechend enthält sich die Rechnungsprüfungskommission einer Stellungnahme'

Rikon, 31. August 2020

ABSTIMMUNG

Die Gemeindeversammlung genehmigt die Abfallverordnung gemäss Antrag des Ge'
meinderates (ohne Gegenstimmen bei einer Stimmenthaltung).
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18 04
04.06.20

Bauplanung
Erschliessungen in eD alph
Betriebs- und Gestaltungskonzept Kollbrunn (BGK); Genehmigung
der Abrechnung

Referentin: Bauvorsteherin Patricia Heuberger

WEISUNG

1. Ausgangslage

Mit Beschluss vom 14. März 2016 bewilligte die Gemeindeversammlung für die kommunalen
Strassenanpassungen an der Dorfstrasse sowie an der Bolsternstrasse in Kollbrunn anlässlich
der Sanierung der 

-Dorfstrasse 
in Kollbrunn durch das Tiefbauamt Kanton Zürich einen Kredit

von Fr. 220'000.00 zu Lasten der lnvestitionsrechnung.

2. Vorgeschichte

Nachdem die Verlegung der BolsternJDorfstrasse durch den Regierungsrat aus dem kanto-

nalen Verkehrsrichtplan gestrichen worden war, erarbeitete der Gemeinderat in einer ersten

Phase mit der für die Neugestaltung der kantonalen Bolstern- und Dorfstrasse verantwortli-
chen Baudirektion Kanton Zürich ein Betriebs- und Gestaltungskonzept (BGK) für diesen Be-

reich.

Gestützt auf das BGK erarbeitete das Tiefbauamt Kanton Zürich, im Einvernehmen mit der
Gemeinde Zell, das Bauprojekt "822 Dorfstrasse/Bolsternstrasse, Strecke Tösstalstrasse bis

Knoten Hinterdorfstrasse", welches durch den Regierungsrat des Kantons ZÜrich mit Be-

schluss Nr. 313 vom 5. April 2017 festgesetzt wurde. Das Projekt beinhaltete im Wesentlichen:

r einen Kreisel bei der Kreuzungsstelle TösstalstrasseMeisslingerstrasse
. Einrichtung einer Tempo-30-Zone auf der Dorfstrasse bis zum Bahnübergang Bolstern-

strasse
. Verschmälerung der Einmündung der Kirchstrasse in die Dorfstrasse
r Verengung der Dorfstrasse im Bereich Schulhaus und Kindergarten
r Bau von engeren Abzweigradien auf dem grossen Kreuzungsbereich beim Bahnhofplatz

von der Dorfstrasse in die Bahnhofstrasse und in die untere Bahnhofstrasse
r Temporeduktion und Erhöhung der Verkehrssicherheit auf der Bolsternstrasse durch

den Einbau zweier seitlich versetzter Einengungen.

Aufgrund der Tatsache, dass sich die Tösstal-, Weisslinger-, Dorf- und Bolsternstrasse im Ei-
gentum des Kantons Zürich befindet, ist dieser grundsätzlich auch für den Unterhalt dieser
Strassen verantwortlich. Ohne das genannte Bauprojekt wären diese Strassenflächen verän-
derungslos lnstand gesetzt worden. Aufgrund der Einflussnahme der Gemeindeorgane auf die

Ausgestaltung der Dorfstrasse (30er-Zone, Fussgängerstreifen im Bereich der Schulanlagen)
sowie Bolsternstrasse (Einengungen) mit den kommunalen Anderungswünschen musste sich

die GemeindeZell an den Kosten beteiligen.

Die Gesamtkosten für das Projekt wurden mit Fr. 3'270'000.00 veranschlagt. Die Kostenbetei-
ligung der Gemeinde Zell für die notwendigen kommunalen Anpassungen anlässlich der Sa-

nierung der Dorfstrasse, Kollbrunn, durch das Tiefbauamt Kanton Zürich wurde gemäss Kos-

tenaufstellung der CSD lngenieure AG, Zürich, auf Fr. 220'000.00 geschätzt. (Kostengenau-

igkeit +l- 20 %). Darin enthalten waren Fr. 11'000.00 für Unvorhergesehenes.
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3. Bauablauf

Die auszuführenden Arbeiten wurden durch die kantonalen lnstanzen an die KIBAG Bauleis-
tungen AG, Winterthur, vergeben. Mit den Vorbereitungs-/lnstallationsarbeiten an den Stras-
sen im Zentrum Kollbrunn konnte Anfang Juli 2017 begonnen werden. Die Bauarbeiten gingen
anschliessend zügig voran und waren im Laufe des Oktobers weitgehend abgeschlossen. Die
Realisierung des Kreisels auf der Kreuzung Tösstal-Meisslingerstrasse wurde Anfang April
2018 in Angriff genommen. Die baubedingten Behinderungen des Verkehrs auf dieser Kreu-
zung konnten durch eine durchdachte Baustellenplanung und aufgrund einer etappierten Aus-
führung der Arbeiten in Grenzen gehalten werden. Die Abnahme der gesamten Arbeiten an
Strassen und Kreisel erfolgte am 10. Dezember 2018.
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,' .i

Einengungen in der Bolsternstrasse

Kredit gemäss Beschluss der Gemeindeversammlung vom

14. März2Q16
Aufwand gemäss Abrechnung
Kreditüberschreitung

Die Kostenschätzung bzw. der mit Beschluss der Gemeindeversammlung vom 14' März2O16

bewilligte Kredit uon-Fr. 220'000.00 wurde somit um Fr. 6'401.45, oder 2.9o/o überschritten.

Bereits bei der Kreditbewilligung wurde darauf hingewiesen, dass die Krediterteilung aufgründ

einer Kostenschätzung erfolgt und die tatsächlichen Kosten +l-20o/o abweichen können. Der

,it O"r Krediterteilun{grunOsätzlich bewilligte Kostenrahmen konnte somit eingehalten wer-

den.

4. Kosten

Die von der Gemeinde Zell im Rahmen des gesamten Projektes zu tragenden Kosten setzen

sich wie folgt zusammen

Arbeiten Kostenschätzung Abrechnung
MehrJ

Minderkosten

Pauschale Aufwe en Kanton 183'000.00 '183'000.00 0.00

An ASSU Beleuchtun
37'000.00

13',347.70
6'401.45

Markierun n 1'109.30

P und Bau 28',944.45

TotalAufwand 220'000.00 226',401.45 6'401.45

l

I
€
g
t

5. Prüfung

Die Abteilung Finanzen hat die Abrechnung ebenfalls geprüft. Sie stimmt mit der Buchhaltung

überein.

6. Empfehlungen

Die planungs- und Baukommission und der Gemeinderat Zell empfehlen den Stimmberech-

tigten, der vorliegenden Abrechnung zuzustimmen.

ANTRAG

Die Abrechnung über die kommunalen Aufwendungen für die Strassenanpassungen an

der Dorf- und Bolsternstrasse anlässlich der Sanierung der Dorfstrasse in Kollbrunn

durch das Tiefbauamt Kanton Zürich wird wie folgt genehmigt:

1

Fr. 220'000.00
Fr. 226'401.45
Fr. 6'401.45
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2. Fürdie Kreditüberschreitung von Fr. 6'401.45 wird ein Nachtragskreditzu Lasten der .

lnvestitionsrechnung genehmigt.

ABSCHIED DER RECHNUNGSPRÜTUruCSXOMMISSION

Um kommunale Anderungswünsche einbringen zu können, musste sich die Gemeinde an

den entstehenden zusätzlichen Kosten beteiligen. Dazu wurde von der Gemeindeversamm-
lung vom 14. März 2016 ein Kredit von Fr. 220'000.00 bewilligt.

Die Bauabrechnung liegt nun vor und weist Kosten von Fr.226'401.45 aus.

Dieser Betrag liegt um Fr. 6'401 .45bzw.2.9o/o über dem dazumal gesprochenen Kredit.

Die Rechnungsprüfungskommission hat die Abrechnung geprüft.

Die Rechnungsprüfungskommission empfiehlt der Gemeindeversammlung die Abrechnung
gemäss dem Antrag des Gemeinderates zu genehmigen.

Rikon, 31. August 2020

DISKUSSION

Erich Hächler, Langenhard, möchte wissen, warum die Projektierung und Bauleitung so viel

gekostet hat (Anmerkung Protokollführer: betragsmässig Fr. 28'944.45).

Die referierende Patricia Heuberger, Planungs- und Bauvorsteherin, sagt, dass sie den ge-

nauen Grund nicht wisse.

ABSTIMMUNG

Die Gemeindeversammlung genehmigt die Abrechnung über die kommunalen Aufwen'
dungen für die Strassenanpassungen an der Dorf- und Bolsternstrasse in Kollbrunn
gemäss Antrag des Gemeinderates (64 Ja-Stimmen gegen 5 Nein-Stimmen; 3 Stimm'
enthaltungen).

B Anfragen nach S 17 Gemeindegesetz

19 16
16.04.10

Gemeindeorganisation
Initiativen, Anfragen
Anfragen gemäss $ 17 Gemeindegesetz von Martin Schaub und
Marcel Niederer in Sachen Modernisierung Gemeindehaus

Referentin: Gemeindepräsidentin Regula Ehrismann

WEISUNG

1. Anfragerecht

Die Stimmberechtigten können über Angelegenheiten der Gemeinde von allgemeinem lnte-

resse Anfragen einreichen und deren Beantwortung in der Gemeindeversammlung verlangen'

Sie richten die Anfrage schriftlich an den Gemeinderat. Anfragen, die spätestens zehn Arbeits-

tage vor einer Gemeindeversammlung eingereicht werden, beantwortet der Gemeinderat spä-

teitens einen Tag vor dieser Gemeindeversammlung schriftlich. ln der Versammlung werden
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die Anfrage und die Antwort bekannt gegeben. Die anfragende Person kann zur Antwort Stel-

lung nehÄen. Die Gemeindeversammlung kann beschlieSsen, dass eine Diskussion stattfindet

19 iZ Gesetz über das Gemeindewesen [Gemeindegesetz] vom 20. April 2015, LS 131 1).

2. Anfrage für die Gemeindeversammlung vom 21. September 2020

2,1 Anfrage von Martin Schaub und MarcelNiederer in Sachen "NotwendigerAusbau
aufgrund der Anzahl Mitarbeitende der,Gemeinde Zell"

Mit Schreiben vom 15. April 2020 ertolgte die nachfolgende Anfrage gemäss $ 17 Gemeinde-

gesetz zur Beantwortung im Rahmen der nächsten Gemeindeversammlung.
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NotwendigerAurbeu eufurund der Anzahl Mitrrüeibnde der €emeinds Zpll
Anfrage gemäss Artihel 17 Gemeindeges€tE

Als Brütohner der Gemernda Zell habcn wir V+rstäldnb ftir dsn Ausbau der C"erneindeverwalhrtg, Unr das

k[nff96 FrsJekt iedoch bsgser beurtäilen :u h$nnsn, wtinschsn wir iedoch eryämende lnfüimätlonen trber

dls Enlwicklung d*r Gemeindeverwaltu rq.

1. Ennrvicldung bbhar der Aruahl Mitarbeitsndan / lpllaeit Aquivalent

lm B'ericht.ruffl Projektierungskmdit wird summari:,eh enrshnt, üsss $icn die l6hl von Mltaüettanden

soit dem Berug das Gamainde,hausrs irn Jahr 1${lF vsn 12 Mitarbeihnden auf 33 erhöht hat- Lnft sioht

dier auf drr Zeilächse ft,ir Aruahl Millrbaitenrle und \84 sr$? Hath welqhen Veruallungeberaichsn

hilen sich die Mitarbeitenden auff

A Entuvicklung künfiige der Aneahl Mitarbeitcrden / Vollzeit-Aqrrfualent

lm Eericht wird auf das noÖn möSlicne !/ü6chstBm d*I ElnwohnareEhlen auf Grund d6r m6glictt€n

Bauflffiien hingaries+n. $ielche,Ananhl Mitäüeiterrd€ und VZÄ F.ognostlrlen der Gtmeinderat in den

nächsten Jahren, bis *Zell gebsut$ isl?

3 V+rtnderungen derven#sltungsbe/ebhe

lllptche Veffällungshereieie kämen neu däIu oüor wurdtn aucgelagert? \nsalchn Venraltungs-

bere,lcn e künntürl kilnft ig auegelog*rl werden ?

Wr dsnk*n boctene für dlg lnformatlonsn, rvelche gü erliluben, ds Projskt rum Ausbau der
G*melndavenpaltun g b€suür bsurtellff ru kün n€ n.

Martin $chaub, $Bemerrütiweg 5. 8483 Kollbrunn. 052 383 ?4 3S
Marcel Niadarar, Sahnhofslress,e 13 A, B4S3 Kollbrunn, CI7ö 403 38 ?CI

!
L
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2.2 Ausgangslage

lm Sinne einer Ausgangslage kann auf den Beleuchtenden Bericht gemäss $ 19 Gemeinde-
gesetz zur Gemeindeversammlung vom 2. Dezember 2Q19, Seite 5 f., venriesen werden (Link:

chtend 2.12

2.3 Gemeinderätliche Antwort

Mit der mündlichen Beantwortung der Anfrage an der Gemeindeversammlung vom 21. Sep-

tember 2020 ist Gemeindepräsidentin Regula Ehrismann zuständigkeitshalber zu beauftra-
gen. - Der Gemeinderat beantwortet die Anfrage fristgerecht wie folgt, wobei sich die Zahlen

iu den Stellenprozenten innerhalb des Gemeindehauses ohne Externe beziehen (Uberarbei-

tung von GRB Nr. 108 vom 4. Juni 2020):

Sehr geehrter Herr Schaub
Sehr geehrter Herr Niederer

Der Gemeinderat Zell verdankt lhnen die Anfrage vom 15. April 2020 in Sachen Modernisie-

rungsprojekt Gemeindehaus und Entwicklung des Stellenplans des Gemeindepersonals'
Dieie'Anirage gemäss g 17 Gemeindegesetz (GG) kann wie folgt beantwortet werden.

Zur 1. Frage, Entwicklung bisher der Anzahl Mitarbeitenden / Vollzeit'Aquivalent:

Die Vollzeitstellen haben sich in den Jahren 1997 bis 2O2O von 920 Stellenprozenten auf 2'800

Stellenprozente entwickelt. Eine Vollzeiteinheit beträgt 100 Stellenprozente. Diese Aufstellung

beinhaltet nur Mitarbeitende im Gemeindehaus.

Kalender-
jahr

Total Stellenpro-
zente(100=1Voll-
zeiteinheit) per
01.01.

Einwohnerbestand jeweils Ende Jahr nach zivilrechtli-
chem Wohnsitz (ab 2010 inkl. vorläufig Aufgenommene,
die seit mehr als einem Jahr in der Gemeinde leben, aber
ohne Wochenaufenthalter und bewerbe

1997 920.00% 4'30'l Einwohner/innen
1 998 920.00% 4'300 Einwohner/innen
1 999 900.00% 4'420 Einwohner/innen
2000 900.00% 4'509 Einwohner/innen
2001 1',020.00Yo 4'652 Einwohner/innen
2002 1'530.00% 4'739 Einwohner/in nen ( Einfü hrung Einheitsgemeinde/Ei n be-

rech Lernende
2003 1'660.00% 4'765 Einwohner/innen
2004 1'740.00o/o 4'776 Einwohner/innen
2005 1'760.00% 4'759 Einwohner/innen
2006 1'850.00% 4'746 Einwohner/innen
2007 1'930.00% 4'938 Einwohner/innen
2008 2',020.00vo 5'153 Einwohner/innen
2009 2'.040.000/o 5'257 Einwohner/innen
2010

2',250.000/0
5'357 Einwohner/innen (Gründung Betreibungskreis Zell-Tur-
benthal

2011 2'.250.000/" 5'426 Einwohner/innen
2012 2'.170.00Yo 5'485 Einwohner/innen
2013 2'.320.000/o 5'637 Einwohner/innen
2014 2'.340.000/0 5'689 Einwohner/innen
2015 2'410.00o/o 5'690 Einwohner/innen
2016 2'.450.000/o 5'745 Einwohner/innen
2017 2'510.00o/o 5'929 Einwohner/innen
2018 2',670. 00/o 6'017 Einwohner/innen
2019 2'690.00% 6'295 Einwohner/innen
2020 2'800.00% Keine statistischen Angaben (Prognose Gemeindevenrval-

tu 6'500 Einwohner/innen
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Die Aufschlüsselung der Stellenprozente gemäss den einzelnen AufgabenJVerwaltungsberei-

chen ist der umfangleichen Beilage zu entnehmen. Auf den Stellenplänen 1997 bis 2001 sind

nur Mitarbeitende der Venryaltung aufgeführt, ab 2002 wurden sämtliche Mitarbeitenden der

Gemeinde erfasst.

Zur 2. Frage, Entwicklung künftige Anzahl der Mitarbeitenden / Vollzeit'Aquivalent:

Mit der Einführung der Einheitsgemeinde im Jahr 2003 bis ins Jahr 2018 sind die Stellenpro-

zente um G0.84% angewachsen lvon 1'660.00 auf 2'670.00 Stellenprozente). Während 2003

bis 201 g ist die Bevöi-kerungszahi um 26.270/o angestiegen (von 4'765 auf 6'017 gemäss Sta-

tistisches Amt des KantonJZürich, Kantonale Bevölkerungserhebung). Die Bevölkerungszu-

nahme betrug in den fünf Jahren zwischen 2015 bis 2019 total 10.70o/o, was einer Einwohner-

zahl von 606 personen entspricht. Der Gemeinderat rechnet damit, dass die Gemeindebevöl-

kerung bis ins Jahr 2030 aui über 7'000 Einwohnerinnen und Einwohner anwachsen wird. Es

ist mo-glicfr, dass sich die Bevölkerungszahl in den nächsten 25 Jahren bis ins Jahr 2O45 ttti-
schenl'gq0 und 7'500 einpendeln wird, was einer abgeflachten Bevölkerungszunahme von

rund 1b% und ca. 4'400.00 Stellenprozenten bau.44 Vollzeiteinheiten entspräche. Mit dieser

Annahme von 4lVollzeiteinheiten ist die Effizienz- und Effektivitätssteigerung durch die Digi-

talisierung, die Weiterentwicklung der interkommunalen Zusammenarbeit und die weiteren

Massnahmen für einen schlanken Service public berücksichtigt. lm Rahmen eines Moderni-

sierungsprojekts des Gemeindehauses ist mit einem Zeithorizont von 25 Jahren zu rechnen

und damit auch entsprechend in die Zukunft zu planen. Die Gemeindeverwaltung wäre im

Gemeindehaus mit ++ Vottzeitstellen und'einer Bevölkerungszahl von über 7'000 hinsichtlich

Stellenplan adäquat und schlank untenruegs: Bei aller Sorgfalt haben es Prognosen jedoch in

sich, dass sie falsch sein können.

Eine externe überprüfung der Stellenplanentwicklung in der Gemeindeverwaltung Zell ist an-

gebracht. Der kommuna6 Stellenplan wurde letztmals vor rund 20 Jahren durch eine unab-

6ängige, externe Fachstelle analysiert. Der Gemeinderat wird eine entsprechende Prüfung

Oereiti im Rahmen des aktuellen Jahres in eigener Finanzkompetenz in Auftrag geben.

Zur 3.Frage, Veränderungen der Verwaltungsbereiche:

Ab lggg wurden nach einer längeren Pause wieder Lernende ausgebildet (bis zu vier Ler-

nende pro Jahr). Mit der Einführüng der Einheitsgemeinde 2OO2\2O03 wurde das Aufgaben-

gebiet der politischen Gemeinde Zell durch das kommunale Bildungswesen eruveitert. lm Jahr

201 0 wurde der Betreibungskreis Zell-Turbenthal gegründet'

Von Auslagerungen der kommunalen Aufgaben kann nicht generell gesprochen werden. lm

Rahmen von Zweckverbänden und Anstalten sind Aufgaben des kommunalen Gemeinwesens

ausgelagert (so z.B. Zivilschutz).

Der Gemeinderat hat strategisch festgelegt, dass der Bevölkerung mit dem Gemeindehaus

weiterhin ein Kompetenzzentrum zut Verfügung stehen soll (siehe auch auf www.zell'ch >

Venrvaltung > ÜOeisicnt: ,,Die Gemeindeverwaltung Zell steht als Kompetenzzentrum für Be-

hörden unä die Anliegen äer Bevölkerung zur Verfügung ...)". Das Kompetenzzentrum ist eine

Form der organisatori-schen Bündelung vbn Fachwissen, Verantwortlichkeit, Zuständigkeit und

Befugnisse In zeiflicher und inhaltlicher Form. Konkret bedeutet dies, dass im Gemeindehaus

alle liommunalen Diensileistungen wesentlich konzentriert sind, wobei dies alle Verwaltungs-

abteilungen inklusive Schulverwaltung sowie das Betreibungs- und Gemeindeammannamt

Zell-Turbenthal umfasst.

Ob Auslagerungen langfristig kostengünstiger und effektiver die kommunale Arbeit bewältigen

lassen, t<änn nlönt algämein gesagt werden und ist auch von rechtlichen Vorgaben abhängig.

Es bestenen Aufgabön, die nicht äusgelagert werden können (2.8. im Spzial- und Bildungs-

wesen). Denkbaiist die Auslagerung von Teilbereichen (so im kommunalen Hochbauwesen
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die Baukontrolle und die feuerpolizeilichen Aufgaben sowie Kontrollaufgaben im Tiefbauwe-
sen). Auslagerungen sind zudem von enorm hoher strategischer Bedeutung und können hier
nicht spekulativ festgehalten werden.

Bitte beachten Sie, dass lhre Anfrage und die Antwort des Gemeinderates gestützt auf $ 17
Absatz 3 GG in der Gemeindeversammlung vom 21. September 2020 bekannt gegeben wer-
den. Sie haben als anfragende Personen die Möglichkeit, zur Antwort Stellung zu nehmen.
Die Versammlung kann beschliessen, dass eine Diskussion stattfindet.

Wir danken für lhre Anfrage nochmals bestens und grüssen Sie freundlich

GEMEINDERAT ZELL

Beilagen:
vottstanOige Unterlagen im Zusammenhang mit der Stellenplanentwicklung in den Jahren
1997 bis 2020 (total 88 Seiten)
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Stellungnahme der anfragenden Personen

Martin Schaub

Seemerrtitiweg 5

8483 Kollbrunn

Kollbrunn, 1-5.9.2020

Sehr geehrte 6emeindepräsidentin, sehr geehrte Gemeinderäte

Leider wurde ich kurdristig davon abgehalten, an der Gemeindeversammlung vom 21-,9.202s

teilzunehmen, obwohl die Anfrage von Marcel Niederer und dem Unteneichneten an diesem Tag offir"iell

beantwortet wird.

Nach Gemeindegesetz ist der Anfragende berechtigi, zur Antwort des Gemeinderats Stellutng zu nehmen,

was wir wie folgt tun:

1, Wir danken dem Gemeinderat für reine aus{ührlic}re Auflistung und klare Darstellung der

Entwicklung der Stellen in der Gemeinde.

2.' Es ist ersichtlich, dass sich die Stellenanzahl {in 100od Stellen} in den letzten Jahren stärker als die

Wohnbevölkerung entwickelt hat, Durch die Anzahl der Teilzeitstellen ist die Anzahl angestellter

Personen noch stärker gestiegen'

3. Wir sind der Meinung, dass für die Flanung der Anzahl Büroplätze im eu renovierenden

Gemeindehaus nicht nur die Anzahl der angestellten Fersonen, sondern auch die Anrahl der

100% Stelten ru berückichtigen ist, um Flatz {und somit Geld}zu sparen. Durch moderne Mittel

{Digitalisierung} ist es möglich, nicht für alle angestellten Personen einen spezifischen

Arbeitsplatz zur Verfügung ru stellen,

Wir danken nochrnals für die ausfÜhrliche Beantwortung

Mit freundlichen Grüssen

k t#'*4{

Martin Schaub

DISKUSSION

Die Gemeindeversammlung beschliesst grossmehrheitlich, es sei auf eine Diskussion dieses

Themas zu verzichten
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20 16
16.04.10

Gemeindeorganisation
lnitiativen, Anfragen
Anfrage gemäss $ 17 Gemeindegesetz von Albert und Kathrin Meyer,
Kollbrunn, in Sachen kommunale Mobilfunkentwicklung

Referentin: Bauvorsteherin Patricia Heuberger

WEISUNG

1. Anfragerecht

Die Stimmberechtigten können über Angelegenheiten der Gemeinde von allgemeinem lnte-
resse Anfragen einreichen und deren Beantwortung in der Gemeindeversammlung verlangen.
Sie richten die Anfiage schriftlich an den Gemeinderat. Anfragen, die spätestens zehn Arbeits-
tage vor einer Gemeindeversammlung eingereicht werden, beantwortet der Gemeinderat spä-
testens einen Tag vor dieser Gemeindeversammlung schriftlich. ln der Versammlung werden
die Anfrage und die Antwort bekannt gegeben. Die anfragende Person kann zur Antwort Stel-
lung nehmen. Die Gemeindeversammlung kann beschliessen, dass eine Diskussion stattfindet
($ 17 Gesetz über das Gemeindewesen [Gemeindegesetz] vom 20. April 2015, LS 131 .1 ).

2. Anfrage für die Gemeindeversammlung vom 21. September 2020

2.1 Anfrage von Albert und Kathrin Meyer, Kollbrunn, in Sachen kommunale Mobil-
funkentwicklung

Mit Schreiben vom 6. September 2020 erfolgte die nachfolgend grau hinterlegte Anfrage ge-
mäss $ 17 Gemeindegesetz zur Beantwortung im Rahmen der nächsten Gemeindeversamm-
Iung:

Albert und Kathrin Meyer
Sunnewisstrasse 12
8483 Kollbrunn
Mail: albermey@bluewin.ch

Gemei ndevenraltung Zel I

Gemeindevorstand
Spiegelacker 5
8486 Rikon

Kollbrunn, 6. September 2020

Anfrage gemäss Art. 17 Gemeindeversammlung 21. September 2020
Mobilfunkentwicklung in unserer Gemeinde

Sehr geehrter Gemeindevorstand

Uns beunruhigt die Entwicklung bezüglich Mobilfunk in unserer Gemeinde sehr. Vermehrte
Bedenken, Unsicherheiten aber auch persönliche Betroffenheit, werden durch Baubewilli-
gungs-Erteilungen von Mobilfunk-Antennen ausgeklammert. Dabei haben bedeutende Kreise
von renommierten Wissenschaftlern schon vor Jahren in über 30.000 aufiuändigen Studien
und Publikationen (1) nachgewiesen, dass alle Mobilfunktechnologien ernsthaft schädigende
bis tödliche Auswirkungen auf Mensch, Tier und Umwelt haben.
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Dies betrifft umso mehr die SG-Technologie, die in der Schweiz flächendeckend eingeführt
werden soll. Um diese einführen zu können, müssten die sogenannten adaptiven 5G-Anten-
nen privilegiert (berechtigt) werden. Ein Rechtsgutachten (2) der renommierten Aargauer
Kanzlei Pfisterer Fretz hat ergeben, dass diese Privilegierung rechtlich nicht zulässig ist, weil
damit der Gesundheitsschutz ausgehöhlt würde. Das heisst, dass die Strahlen- und Gesund-
heitsbelastung des neuen SG-Netzes mit adaptiven Antennen nicht abschätzbar ist. Eine zu-
verlässige Messung und Kontrolle im laufenden Betrieb ist bis heute weder für Gemeinden
noch für die kantonalen NIS-Fachstellen möglich.

Seit wir Kenntnis dieser wissenschaftlichen Studien über die Schädlichkeit von Mobilfunkstrah-
lung und den fragwürdigen gesetzlichen Grundlagen haben, sind wir in grosser Sorge. Wir sind
auch in Sorge, dass in kurzer Zeit Schadenersatzforderungen an politische Gemeinden gestellt
werden, wenn diese Mobilfunkanlagen auf Gemeindegrund bewilligt haben. Denn wenn die,
durch die Mobilfunktechnik hervorgerufenen gesundheitlichen Schäden erkennbar werden,
wird auch die Suche nach Verantwortlichen beginnen. Versicherungsgesellschaften haben
jegliche Deckung dieses Risikos bereits abgelehnt. (3) Auch die Mobilfunkbetreiber können
derzeit von niemandem juristisch belangt werden, weil auch sie sich in ihren Verträgen ge-
schickt abgesichert haben. Somit ist unsere Sorge, dass als letztlich Haftende nur ahnungs-
lose Vertragsinhaber übrigbleiben.

Sind Sie sich bewusst, dass auch Sie als Gemeinde, diesbezüglich für lhre Entscheide haftbar
gemacht werden können? Was sind lhre Kriterien, eine neue oder die Aufrüstung einer beste-
henden Antenne gutzuheissen?

Wir danken lhnen für lhre Stellungnahme und Veröffentlichung an der Gemeindeversamm-
lung.

Freundliche Grüsse

Alöert unfiQfhrtn Meju

Quellen:

(1) Studien und Publikationen zur Schädlichkeit von Mobilfunk:
www.emf-portal.orq/de 23'840+ Studien
www.bioinitiative.org 4'000+ Studien
www.powerwatch.orq.uk 1'659 Studien
wwr.v.oubmed.de/ 1400 Studien zu ,,Cancer" /,,mobile phone" (Krebs und Mobilfunk)
www.web.archive.orq/web/20190427045903/http://wvvw.iustproveit.neVstudies 1'168 Studien

(2) Quelle Rechtssutachten Pfisterer-Fretz zu 5G
. www.schutz-vor-strahlunq.ch/site/wp-contenVuploads/2019/07/Rechtsqutachten-Pfisterer-Fretz-

zu-5G-vom-02-07-201 9-1 01 359.pdf

(3) Quellen zur nicht Versicherbarkeit von Mobilfunk:
o www.bund-naturschutz.de/fileadmin/Bilder und Dokumenteffhemen/Mobilfunk/BN-lnfoblatt Mo-

bilfunk 2008.pdf
o www.zeit.de/online/2008/47lhandvstrahlunq-interview
o www.sueddeutsche.de/wirtschaft/moeqliche-qefahren-durch-strahlunq-versicherer-fuerchten-die-

mobilfunk-risiken-1 .81 8739

2.2 GemeinderätlicheAntwort

Mit der mündlichen Beantwortung der Anfrage an der Gemeindeversammlung vom 21. Sep-
tember 2020 ist Bauvorsteherin Patricia Heuberger zuständigkeitshalber zu beauftragen. - Der
Gemeinderat beantwortet die Anfrage fristgerecht wie folgt (grau hinterlegt):
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Familie
Albert und Kathrin Meyer
Sunnewisstrasse 12
8483 Kollbrunn
Vorab per E-Mail: albermev@bluewin.ch

I hre Anfrage zur kommu nalen Mobilfunkentwicklu ng

Sehr geehrte Frau Meyer, sehr geehrter Herr Meyer

Haben Sie besten Dank für lhre Eingabe vom 6. Septemb er 2O2Ozur kommunalen Mobilfunk-
entwicklung. Diese Anfrage gemäss $ 17 Gemeindegesetz(GG) beantwortet der Gemeinderat
Zellwie folgt:

Zur Haftungsfrage für Bau bewilligu ngen für Mobilfu nkanlagen

lm Zusammenhang mit Mobilfunkanlagen auf dem Gemeindegebiet Zell ist die Planungs- und
Baukommission, abgekürzt PBK, die zuständige kommunale Behörde, die vor grossen Her-
ausforderungen steht. Die PBK ist dem Spannungsfeld unterschiedlicher lnteressen ausge-
setzt. Dieses Spannungsfeld besteht zwischen umwelt- und planungsrechtlichen Vorgaben
des Kantons und des Bundes, dem Bestreben der Mobilfunkunternehmen nach einem tech-
nisch einwandfreien Netzbetrieb in einer Zeit mit rasantem Technologiewandel, den stark zu-
nehmenden Forderungen aus der Bevölkerung in Bezug auf Schutz gegen nichtionisierende
Strahlung sowie dem Ortsbild- und Landschaftsschutz.

Mobilfunkanlagen dürfen nur mit Bewilligung der PBK errichtet werden. Dies gilt auch für An-
tennenanlagen. lm Rahmen eines Baubewilligungsverfahrens soll sichergestellt werden, dass
neben den planungs- und baurechtlichen Vorschriften auch die Strahlungsgrenzwerte und die
Schutzvorschriften für Natur- und Heimatschutzobjekte eingehalten werden. Es besteht ein
Rechtsanspruch auf Bewilligungserteilung, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt
sind. Eine Baubewilligung kann gerichtlich überprüft werden.

Die rechtmässig erteilte Baubewilligung kann aufgrund der heutigen Sach- und Rechtslage
keine Haftung im Sinne einer Schadenersatzpflicht gegenüber der PBK bzw. der Gemeinde
Zell auslösen. Diese Beurteilung gilt für alle 162 Gemeinden des Kantons Zürich.

Zur Frage nach den Kriterien einer Baubewilligung für Mobilfunkanlagen

Die Baubewilligung für eine Mobilfunkanlage ist rechtlich sehr engmaschig festgelegt und lässt
der PBK als kommunale Baubewilligungsbehörde keine Möglichkeiten für Ermessensent-
scheide zu. lm Folgenden sind die Rechtsgrundlagen des Bundes, des Kantons Zürich und
der Gemeinde Zell aufgelistet (Bundesumweltrecht, Bundesraumplanungsrecht, kantonales
Planungs- und Baugesetz sowie kommunale Bauordnung). ln den Rechtsgrundlagen sind
zahlreiche "Kriterien" und Anforderungen enthalten. Die Bewilligung setzt unter anderem vo-
raus, dass die Antennenanlage die in der eidgenössischen Verordnung über den Schutz vor
nichtionisierender Strahlung (NISV) festgesetzten Grenzwerte einhält (siehe dazu die Voll-
zugshilfen des BAFU zur NISV; Link: https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/thbmen/elekt-
rosmoq/fachinformationen/massnahmen-elektrosmog/mobilfunk-vollzuqshilfen-zur-
nisv.html). Die kommunale Baubewilligungsbehörde ist auch bei Mobilfunkanlagen zum Erlass
einer Baubewilligung verpflichtet, selbst wenn deren Mitglieder sich besorgt über den Gesund-
heitsschutz zeigen. Die Gemeinde hat keine Autonomie in diesem Thema rechtswirksame.Ein-
schränkungen festzulegen. Daran vermögen auch lokale Aktionen gegen Mobilfunk nichts zu
ändern. Anders sieht es aus, wenn die aktuellen Kompetenzen mittels Volksinitiativen auf Bun-
desebene durch neue Verfassungsartikel geändert werden. Allerdings ist zum heutigen Zeit-
punkt sehr fraglich, ob eine solche Volksinitiativen bei Volk und Ständen mehrheitsfähig sind.
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Bitte beachten Sie, dass lhre Anfrage und die Antwort des Gemeinderates gestützt auf $ 17
Absatz 3 GG in der Gemeindeversammlung vom 21. September 202A bekannt gegeben wer-
den. Sie haben als anfragende Personen die Möglichkeit, zur Antwort Stellung zu nehmen.
Die Versammlung kann beschliessen, dass eine Diskussion stattfindet.

Wir danken für lhre Anfrage nochmals bestens und grüssen Sie freurtdlich.

GEMEINDERAT ZELL

Stellungnahme der anfragenden Personen

Albert Meyer, Kollbrunn: Die Anfrage sei entstanden, weil die Entwicklungen beobachtet wer-
den und eigene Recherchen vorgenommen wurden. Die anfragenden Personen hätten Kon-
takt zu Leuten, die wegen der Strahlung von Mobilfunkantennen gesundheitlich litten. Weitere
negative Auswirkungen bestünden auch auf Umwelt und Tiere. Diese Auswirkungen würden
einfach heruntergespielt. Es stimme zudem nicht, dass die Gemeinde nichts gegen Mobilfunk-
antennen unternehmen könne. Turbenthal habe beispielsweise Zonen festgelegt, in welchen
keine Antennen aufgestellt werden sollen (Anmerkung Protokollführer: sogenanntes "Kaska-
denmodell" im Rahmen der Bau- und Zonenordnung). Es könne auch ein Moratorium gegen
den Bau von Mobilfunkantennen durch die Gemeinde vorgenommen werden. Es existierten
mehr als 30'000 Studien, welche die negativen Auswirkungen von Strahlung belegen würden.
Er werde dafür plädieren, jene Leute, die mit der Strahlung Probleme haben, endlich zu be-
rücksichtigen. Schliesslich könne die Gemeinde haftbar gemacht werden, wenn die Schädi-
gung durch 5G-Strahlen endlich nachgewiesen werde, was im Fall von Asbest auch so sei.

DISKUSSION

Die Gemeindeversammlung beschliesst grössmehrheitlich, es sei auf eine Diskussion dieses
Themas zu verzichten.

C Orientierung

21 Finanzen
Finanz- und Haushaltpläne
Gewässer, Gewässerschutz
Hochwasser, Wasserwehr
lnformationen zum Stand Hochwasserschutz

10
10.08
19
19.04.10

Referentin: Werkvorsteherin Susanne Stahl

(vgl. Präsentationsfolien abgebildet in diesem Protokoll, S. 196-199)
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Abschl uss der Versamml ung

Auf die entsprechende Frage der Versammlungsleiterin, Gemeindepräsidentin Regula Ehris-

mann, werden gegen die Durchführung der heutigen Gemeindeversammlung keine Einwände

erhoben.

Die Gemeindeversammlung nimmt zur Kenntnis, dass

- innert 5 Tagen schriftlich Rekurs in Stimmrechtssachen wegen Verletzung von Vorscht'iften

über die politischen Rechte ($ 19 Abs. 1 lit. c i.V.m. $ 21a und $ 22 Abs.1 VRG);
- innert 3O Tagen schr:iftlich Rekurs wegen Rechtsverletzungen, unrichtiger oder ungenü-

gender Feststellung deg Sachverhaltes sowie Unangemessenheit der angefochtenen An-

ördnung(g19Abs. 1lit.'ai.V.m.S19bAbs.2lit.csowie$20Abs:1und$22Abs.1VRG)

beim Bezirksrat Winterthur einzureichen wäre.

Gemeindepräsidentin Regula Ehrismann dankt allen Stimmberechtigten für die Teilnahme an

der heutigen Versammlung.

Schluss der Gemeindeversammlung: 21.30 Uhr

Für die Richtigkeit des Protokolls

e Versammlu

la Ehrismann n

Gemeindepräsidentin Gemeindeschreiber
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1

Sitzung vom 21. September 2020

Die Gemeindeversammlung Zell

- gestützt auf den Antrag des Gemeinderates Zell und in Anwendung von Art. 15 Ziffer 4der
Gemeindeordnung -

beschliesst:

Die Jahresrechnung sowie die Sonderrechnungen 2019 der Gemeinde Zell werden
genehmigt.

Die Erfolgsrechnung 2019 schliesst bei Fr.37'997'892.29 Aufiruand und

Fr. 38'975'522.80 Ertrag mit einem Ertagsüberschuss von Fr. 977'630.51 ab.

Die lnvestitionsrechnung weist beim Venrualtungsvermögen bei Ausgaben von

Fr. 3'586'635.28 und Einnahmen von Fr. 372'111.45 eine Nettoinvestition von

Fr.3'214'523.83 aus.

Die lnvestitionsrechnung zeigt beim Finanzvermögen bei Ausgaben von Fr. 920.00

und Einnahmen von Fr. 920.00 eine Nettoveränderung von Fr. 0.00 auf.

Die Bilanz weist Aktiven und Passiven von je Fr. 37'853'763.42aus. Das neue Eigen-

kapital beträgt Fr. 15'876'192.10.

Gemäss Affkel 9 Abs. 2 der Gemeindeordnung ist gegen diesen Beschluss das Re-

ferend um ausgeschlossen.

Mitteilung durch Protokollauszug an:

7.1 Michael Stahel, Präsident RPK, Alte Tösstalstrasse 18, 8487 Rämismühle

7.2 Gemeindepräsidentin
7.3 Geschäftsleitungsmitglieder
7.4 Finanzvorsteher
7.5 Abteilung Finanzen
7.6 VorarchivGemeinderatskanzlei

GEMEINDEVERSAMMLU

2

3

4

5

7

Regula Ehrismann
Gemeindepräsidentin

li-Roth
Gemeindeschreiber

Versandt: 29. September 2020
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Sitzung vom 21. SePtember 2020

Die Gemeindeversammlung Zell

- gestützt auf den Antrag des Gemeinderates Zell und in Anwendung von Artikel 12 Ziffer 1

der Gemeindeordnung -

beschliesst:

1. DietotalrevidiertePersonalverordnungwirdgenehmigt.

2. Der Gemeinderat wird ermächtigt, Anderungen an dieser Vorlage in eigener Kompe-

tenz vorzunehmen, sofern sie süh als Folge von Auflagen im allfälligen Rechtsmittel-

verfahren als notwendig enareisen..solche Beschlüsse sind öffentlich bekannt zu ma-

chen.

3. Mitteilung durch Protokollauszug an:

3.1 Michael Stahel, Präsident RPK, Alte Tösstalstrasse 18, 8487 Rämismühle

3.2 Gemeinderats- und Geschäftsleitungsmitglieder
3.3 Gemeindeschreiber Erkan Metschli-Roth
3.4 Vorarchiv Gemeinderatskanzlei

GEMEINDEVERSAMM

p
Regula Ehrismann
Gemeindepräsidentin Gemeindeschreiber

Versandt: 29. September 2020
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120.1

Gemeinde Zell

Personalverordnung
vom21. September2020
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1 ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1 Rechtsgrundlagen

1 Dieser Verordnung untersteht das Personal (nachfolgend Mitarbeitende) der Gemeinde Zell

(Arbeitgeberin). Die Anstellungsverfügungen gründen auf dieser Verordnung.

2 Für Lehrpersonen und Schulleitungen an der Volksschule sind die kantonalen Bestimmun-

gen massgebend.

3 Enthalten die vorliegende Verordnung und das ausführende Personalreglement keine Best-

immungen und keinen Veruveis auf andere Rechtsgrundlagen, kommen ergänzend die

Bestimmungen des kantonalen Personalrechts und, soweit darin nichts anderes festgelegt

ist, die Bestimmungen des Schweizerischen Obligationenrechts über den Einzelarbeitsver-

trag als öffentliches Recht zur Anwendung.

a Das Arbeitsverhältnis ist öffentlich-rechtlich.

2 ARBEITSVERHALTNIS

Artikel 2 Anstellungsverfügung, Stellenbeschreibung

1 Die Mitatbeitenden werden durch den Gemeinderat angestellt. Der Gemeinderat kann die

Anstellungskompetenz delegieren.

2 über die Schaffung von Stellen entscheidet der Gemeinderat oder die Schulpflege.

3 Die Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortungsbereiche sind fÜr alle Mitarbeitenden in

einer Stellenbeschreibung festgehalten.

Artikel 3 Lehrstellen

Der Gemeinderat schafft eine angemessene Anzahl von Lehrstellen.

Artikel 4 Pflicht zur Sorgfalt und Verschwiegenheit

1 Die Mitarbeitenden haben die ihnen übertragenen Arbeiten sorgfältig auszuführen. Sie ha-

ben die Vorschriften der Arbeitgeberin und die Anweisungen der Vorgesetzten zu befolgen'

2 Die Mitarbeitenden sind zur Verschwiegenheit über dienstliche Angelegenheiten verpflich-

tet, die ihrer Natur nach oder gemäss besonderer Vorschrift geheim zu halten sind (Amtsge-

heimnis). Die Pflicht zur Verschwiegenheit bleibt auch nach Auflösung des Vertragsverhält-

nisses bestehen. Der Gemeinderat kann in einzelnen Fällen besondere Anordnungen tref-

fen.

Artikel 5 Nebentätigkeiten

1 Nebentätigkeiten und öffentliche Amter dürfen die Erfüllung der Pflichten aus dem Arbeits-

verhältnis-nicht beeinträchtigen. Sie bedürfen der Absprache mit der Anstellungsbehörde.

2 Sie bedürfen der Bewilligung der Anstellungsbehörde, wenn

a) die Möglichkeit einer lnteressenkollision besteht oder
bi sie entleltlich sind und zusammen mit der Beschäftigung bei der Gemeinde mehr als ein

Vollpensum ergeben oder
c) dafür Arbeitszeit in Anspruch genommen wird.
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3 Die Anstellungsbehörde kann die Bewilligung mit Auflagen wie z.B. der Kompensation be-
anspruchter Arbeitszeit, der Abgabe von Nebeneinkommen oder der Reduktion des Be-
schäftig ungsgrades verkn üpfen.

a Für die Bekleidung eines öffentlichen Amtes ist die Bewilligung der Arbeitgeberin in den Fäl-
len von Abs. 2 vor der Publikation der Kandidatur einzuholen.

Artikel 6 Wesentliche Anderungen im Arbeitsverhältnis

Die Anstellungsbehörde kann Mitarbeitende, wenn es der Dienst oder der wirtschaftliche Per-
sonaleinsatz erfordern, unter Beibehaltung des bisherigen Lohns vorübergehend sowie im
Rahmen der Zumutbarkeit versetzen.

Artikel 7 Dauer des Arbeitsverhältnisses

Das Arbeitsverhältnis ist in der Regel unbefristet und wird durch die Anstellungsverfügung
begründet. Die Arbeitgeberin kann mit Mitarbeitenden bei Bedarf befristete Arbeitsverhält-
nisse abschliessen.

Artikel 8 Probezeit

1 Bei unbefristeten Arbeitsverhältnissen gelten die ersten drei Monate als Probezeit, soweit
sie nicht wegbedungen oder eine kürzere Dauer vereinbart wird. Während der Probezeit gilt
eine Kündigungsfrist von sieben Tagen; es kann auf jeden Termin gekündigt werden. Nach
Ablauf der Probezeit kann nur auf das Monatsende gekündigt werden.

2 Bei befristeten Arbeitsverhältnissen beträgt die Probezeit {mit einer Kündigungsfrist von ei-
nem Tag) je nach Dauer des Anstellungsverhältnisses:

bis zu einem Monat sieben Tage;
ab zwei bis drei Monate 14Tage;
ab vier Monate einen Monat.

3 Bei einer faktischen Verkürzung der Probezeit infolge Krankheit, Unfalls oder Erfüllung einer
nicht freiwillig übernommenen gesetzlichen Pflicht wird die Probezeit entsprechend verlän-
gert, höchstens jedoch auf 6 Monate.

Artikel 9 Beendigung des Arbeitsverhältnisses / Kündigung

1 Das Arbeitsverhältnis kann von beiden Seiten schriftlich gekündigt werden

2 Die Kündigungsfrist beträgt nach der Probezeit:

im ersten Dienstjahr einen Monat
ab dem zweiten Dienstjahr zwei Monate
ab dem dritten Dienstjahr drei Monate

Für Geschäftsleitungsmitglieder beträgt die Kündigungsfrist generell drei Monate.

3 Befristete Arbeitsverhältnisse bedürfen keiner Kündigung. Sie können jedoch unter Einhal-
tung der Kündigungsfristen vorzeitig aufgelöst werden.

4 Das Arbeitsverhältnis endet ohne Kündigung bei vollständiger lnvalidität. Mitarbeitende, die
in der beruflichen Vorsorge versichert sind, scheiden grundsätzlich auf das ordentliche Pen-
sionierungsalter gemäss den reglementarischen Bestimmungen der Einrichtung der berufli-
chen Vorsorge ohne Kündigung aus dem Arbeitsverhältnis aus. Mitarbeitende, die nicht in
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der beruflichen Vorsorge versichert sind, scheiden grundsätzlich auf das ordentliche AHV-
Rentenalter ohne Kündigung aus dem Arbeitsverhältnis aus.

5 Das Arbeitsverhältnis kann jedezeit im gegenseitigen Einvernehmen aufgelöst werden.

Artikell0 Kündigungsschutz

1 Kündigt die Arbeitgeberin, so ist den betroffenen Mitarbeitenden vor der Kündigung das
rechtliche Gehör zu gewähren.

2 Mangelnde Leistung oder unzureichendes Verhalten müssen vor einer Kündigung durch die
Arbeitgeberin schriftlich gemahnt werden.

3 Die Kündigung kann nur ausgesprochen werden, wenn sachlich zureichende Gründe vorlie-
gen, z.B. bei:

Ver:letzu n g gesetzlicher oder vertrag licher Verpflichtungen
Aufhebung der Stelle aus organisatorischen oder wirtschaftlichen Gründen. ln diesen
Fällen ist den betroffenen Mitarbeitenden nach Möglichkeit eine andere zumutbare
Stelle anzubieten, die seinen Fähigkeiten und Erfahrungen entspricht;
mangelnde Eignung für die in der Anstellungsverfügung vereinbarte Arbeit;
Mängel in der Leistung oder im Verhalten, die sich trotz schriftlicher Mahnung fortsetzen
Wegfall einer gesetzlichen oder vertraglichen Anstellungsbedingung.

a Tatbestand und Rechtsfolgen der Kündigung zur Unzeit und einer missbräuchlichen, fristlo-
sen oder unsachlichen Kündigung richten sich nach den Bestimmungen des Obligationen-
rechts. Der Kündigungsschutz bei Diskriminierung aufgrund des Geschlechts richtet sich
nach dem Gleichstellungsgesetz

5 Bei Kündigung besteht kein Anspr:uch auf eine Abfindung (im Sinne von $ 26 des kantona-
len Personalgesetzes).

Artikel 11 Arbeitszeugnis/Arbeitsbestätigung

Die Mitarbeitenden haben bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses Anrecht auf ein Arbeits-
zeugnis oder eine Arbeitsbestätigung der Arbeitgeberin. ln besonderen Fällen und auf
Wunsch der Mitarbeitenden stellt die Arbeitgeberin ein Zwischenzeugnis aus.

3 PENSIONIERUNG

Artikel{2 OrdentlichePensionierung

Die ordentliche Pensionierung richtet sich nach den Bestimmungen der Vorsorgeeinrichtung
und den gesetzlicheh Grundlagen. Weitere Details sind im Reglement der Vorsorgeeinrich-
tung beschrieben.

Artikel {3 Vorzeitige Pensionierung / Weiterarbeit nach Pensionierung

1 Die Mitarbeitenden können sich, in Anwendung der reglementarischen Bestimmungen der
Vorsorgeeinrichtung, vorzeitig pensionieren lassen.

2 Die Weiterarbeit nach dem Erreichen des ordentlichen Rentenalters ist in Absprache mit der
Arbeitgeberin befristet möglich.
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4 SCHUTZ, HAFTUNG, RECHTSSCHUTZ

Artikel 14 Schutz der Persönlichkeit

1 Die Arbeitgeberin achtet und schützt die Persönlichkeit der Mitarbeitenden.

2 Sie trifft die erforderlichen Massnahmen zum Sehutz von Leben, Gesundheit und persönli-
cher lntegrität der Mitarbeitenden.

3 Der Datenschutz ist im Rahmen des kantonalen Personalrechts gewährleistet.

Artikel 15 Schutz vor ungerechtfertigten Angriffen

Die Arbeitgeberin übernimmt die Kosten des Rechtsschutzes für Mitarbeitende im Rahmen
des kantonalen Personalrechts.

Artikel 16 Haftung der Gemeinde für Schäden der Mitarbeitenden

1 Die Arbeitgeberin haftet gegenüber den Mitarbeitenden im Rahmen der Regeln des Obliga-
tionenrechts für Schäden, die ihnen im Zusammenhang mit ihrer Aufgabenerfüllung enruach-

sen sind.

2 Die Verjährungsfristen richten sich nach Art. 18 Abs. 3 dieser Personalverordnung

Artikel 17 Haftung des Personals

1 Die Mitarbeitenden sind im Rahmen des anwendbaren kantonalen Haftungsgesetzes fÜr
den Schaden verantwortlich, den sie der Gemeinde durch absichtlich oder grobfahrlässig
Verletzung ihrer Amtspflichten zufügen.

2 Auf eine Schadenersatzforderung kann ganz oder teilweise verzichtet werden, wenn diese
die Mitarbeitenden unverhältnismässig hart treffen würde.

3 Solche Schadenersatzansprüche der Gemeinde und der Mitarbeitenden verjähren nach den
Regeln des kantonalen Haftungsgesetzes.

Artikel 18 Rechtsschutz

Bei Streitigkeiten aus dem Arbeitsverhältnis gelten die Bestimmungen über das Verfahren
nach kantonalem Gemei ndegesetz u nd Venrvaltungsrechtspflegegesetz.

5 ARBEITSZEIT, FERIEN UND ABWESENHEITEN

Artikel 19 Arbeitszeit

1 Der Gemeinderat regelt die Arbeits- sowie Betriebszeit im Personalreglement.

2 Massgebliche Kriterien für die Festlegung der Arbeits- und Betriebszeit sind namentlich:

a) die betrieblichen Bedürfnisse;
b) die Entwicklungstendenzen der Arbeitszeit in der übrigen Wirtschaft und die allgemeinen

volkswirtschaftlichen Ziele der Gemeinde;
c) die personalpolitischen Ziele.

3 Die Mitarbeitenden können auch ausserhalb der ordentlichen Arbeitszeit und über die Soll-
arbeitszeit hinaus in Anspruch genommen werden, wenn es die Aufgabe erfordert und so-
weit es im Hinblick auf Gesundheit und familienrechtlichen Verpflichtungen zumutbar ist.
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aVorbehalten bleiben die bundesrechtlichen Bestimmungen zum Schutz der Mitarbeitenden.

Artikel 20 Ferien

Der jährliche Ferienanspruch für alle Mitarbeitenden richtet sich nach kantonalem Personal-

recht.

Artikel 21 Feiertage und "Brückentage"

1An den folgenden Feiertagen wird nicht gearbeitet: Neujahr, Berchtoldstag, Fasnachtsmon-

iag, Karfreitag, Ostermoniag, Auffahrt, Pfingstmontag, 1. Mai, 1. August, Weihnachtstag

und Stephanstag.

2Als halbe Feiertage gelten, der 24. und 31. Dezember.

3 Die genannten gesetzlichen Feiertage sind, sofern sie nicht auf einen Samstag oder Sonn-

tag fallen, arbeitsfrei und bezahlt.

a Die Geschäftsleitung bestimmt die jährlichen "Brückentage". Diese müssen mit Ferientagen

oder Mehrzeit kompensiert werden.

Artikel 22 Unbezahlter Urlaub

Die Geschäftsleitung kann unbezahlten Urlaub ab einer Woche gewähren.

Artikel 23 Bezahlter Urlaub, Kurzabsenzen

Der bezahlte Urlaub ist im Personalreglement geregelt. Die Vorgesetzten sind rechtzeitig zu

informieren

6 BESOLDUNG

Arltkel24 Lohn

1 Der Lohn bildet das Entgelt für die gesamte Tätigkeit.

2 Die Mitarbeitenden haben für die zu ihren Pflichten gehörenden Verrichtungen keinen An-

spruch auf Gebührenanteile, Taggelder, Provisionen und sonstige Entschädigungen Dritter.

Solche Leistungen fallen in die Gemeindekasse

Artikel 25 13. Monatslohn

Der Jahreslohn wird in 13 Raten ausbezahlt. Bei Ein- und Austritt während des Jahres oder

bei unbezahltem Urlaub wird der 13. Monatslohn pro rata ausgerichtet.

Artikel 26 Lohnauszahlung

Die Besoldung der Mitarbeitenden wird monatlich, in der Regel auf den 25. ausgerichtet.

Artikel2T, LeistungsPrämien

Die Arbeitgeberin ist ermächtigt, ausserordentliche Einzel- und Teamleistungen mit einer ein-

maligen Anerkennungsprämie abzugelten'
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Artikel23 Lohnanpassung

1 Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung mit dem Budget die für das fol-
gende Jahr vorgesehene Besoldungsanpassung. Dabei sind insbesondere folgende Ge-
sichtspunkte für die Gesamtbeurteilung massgebend:

a) Entwicklung der Lebenshaltungskosten
b) Allgemeine wirtschaftliche Situation
c) Finanzielle Lage der Gemeinde
d) Lage auf dem Arbeitsmarkt
e) Die kantonalen Beschlüsse über die Lohnerhöhungen für das Staatspersonal

2 Die Abteilungsleitenden beantragen der Geschäftsleitung aufgrund der Mitarbeitergesprä-
che die Anteile für die individuelle leistungsbezogene Lohnkomponente. Der Gemeinderat
legt die Besoldungsanpassungen für die Geschäftsleitungsmitglieder fest. Es besteht kein
individueller Anspruch auf Lohnerhöhung.

Artikel 29 Entschädigung für Pikett-Bereitschaftsdienst

Pikettdienst leisten Mitarbeitende, die sich ausserhalb der ordentlichen Arbeitszeit bereithal-
ten, um nötigenfalls kurzfristig einen Aibeitseinsatzzu leisten. Die Entschädigung für den Pi-
kettdienst und die Verpflichtung, wer Pikettdienst zu leisten hat, werden im Personalregle-
ment geregelt.

Artikel 30 Familienzulage

Für jedes Kind wird grundsätzlich eine Kinderzulage ausgerichtet. Der Ansatz und die An-
spruchsberechtigung richten sich nach den kantonalen Ausführungsbestimmungen zum Bun-

' desgesetz über die Familienzulagen.

Artikel 31 ÜUrige Kosten

Der Gemeinderat regelt die Abgabe von Arbeitskleidern, die Entschädigung für Fahrzeugbe-
nützung und Naturalleistungen im Personalreglement.

Artikel 32 Zulagen und Zusatzleistungen

Der Gemeinderat regelt die Zulagen und die Zusatzleistungen für die Mitarbeitenden im Per-
sonalreglement.

Artikel 33 Lohnfortzahlung bei Krankheit und Unfall

1 Die Lohnfortzahlung der Gemeinde Zell ist in jedem Fall betraglich so abgegrenzt, dass un-
ter Berücksichtigung der Versicherungsleistungen, Beitragsbefreiungen und anderer Zu-
wendungen kein höherer Nettolohn ausbezahlt wird, als dies bei Erbringung der vertraglich
vereinbarten Arbeitsleistung der Fall wäre.

2 Die Lohnfortzahlung endet spätestens mit dem Ende des Arbeitsverhältnisses.

Artikel 34 Lohnfortzahlung bei Krankheit

Bei unverschuldeter Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit werden folgende Lohnzahlungen
ausgerichtet:

a) Bei befristeten Arbeitsverhältnissen bis zum vereinbarten Ende, längstens während ei-
nes Monats,
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b) Beim unbefristet angestellten Personal wird der Lohn während längstens 24 Monaten
ausgerichtet.

c) Arbeitsverhinderungen als Folge derselben oder anderer Krankheiten oder Unfälle wer-
den bei der Ermittlung des maximalen Anspruchs auf Lohnfortzahlung zusammenge-
rechnet.

d) Wird die Arbeit nach der Beendigung der Lohnfortzahlung für mindestens drei Monate
wiederaufgenommen, so wird ein neuer Anspruch begründet.

Artikel35 LohnfortzahlungsanspruchbeiUnfall

1 Die Mitarbeitenden sind nach Massgabe des Bundesgesetzes über die Unfallversicherung
(UVG) gegen die Folgen von Berufs- und Nichtberufsunfällen versichert.

2 Sie beziehen während der Dauer der Arbeitsunfähigkeit bis zum Ende der Dauer der Versi-
cherungsleistung die volle Besoldung, soweit die Unfallversicherung die Leistungen nicht
kürzt oder verweigert. Lohnersatzansprüche gegenüber Dritten und Unfallentschädigungen
aus der Unfallversicherung fallen der Gemeinde zu.

Artikel 36 Arbeitsverhinderung

1 Die Mitarbeitenden sind verpflichtet, die Vorgesetzten umgehend über krankheits- und un-
fallbedingte Absenzen zu orientieren.

2 Dauert eine solche Absenz länger als fünf Tage, ist der Arbeitgeberin unaufgefordert ein
Arztzeugnis vorzulegen. Die Arbeitgeberin kann ab dem ersten Krankheitstag ein Arztzeug-
nis verlangen.

3 Die Mitarbeitenden können zu einer vertrauensärztlichen Untersuchung verpflichtet werden.

Artikel3T LeistungenbeiArbeitsbeendigung

Leistungen bei Beendigung infolge lnvalidität, Entlassung altershalber, Altersrücktritt und
Tod: Die Leistungen richten sich nach den Bestirnmungen der jeweiligen Versicherungen.

Artikel 38 Lohnfortzahlung bei Militär / Zivildienst / Zivilschutz / Feuerwehr sowie
Jugendurlaub

1Während der Dauer des ordentlichen Militär-, Zivilschutz-, Feuerwehrdienstes und zivilen
Ersatzdienstes, welchen die Mitarbeitenden infolge ihrer Einteilung oder ihres militärischen
Grades zu leisten gesetzlich verpflichtet sind, haben sie Anspruch auf die volle Besoldung.
Diese Regelung gilt auch für den militärischen Frauendienst und für Beförderungsdienste.

2 Wir.d das Anstellungsverhältnis vor Ablauf von drei Jahren nach Beendigung eines Beförde-
rungsdienstes aufgelöst, so ist die während des Beförderungsdienstes bezogene Besol-
d u ng, abzüg lich der EO-Entschäd i g un g zurückzuerstatten.

3 Die Leistungen gemäss Enruerbsersatzordnung (EO) fallen an die Arbeitgeberin, soweit sie
Lohn leistet.

a Während der Rekrutenschule und während der Basisausbildung Zivildienst erhalten die Mit-
arbeitenden mit Unterstützungspflicht 75% und Mitarbeitende ohne Unterstützungspflicht
50% der Besoldung (ausgeschlossen sind "Durchdienende").

5 Die Arbeitgeberin kann bezahlten Jugendurlaub von maximal fünf Tagen pro Jahr gewäh-
ren.
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6Taggeldentschädigungen oder EO-Leistungen der Feuenrvehr, des Zivilschutzes und von
Aktivitäten aus Jugend + Sport fallen an die Arbeitgeberin, sofern die Dienstleistungen wäh-
rend der Arbeitszeit erfolgen.

Artikel 39 Dienstaltersgeschenke

1 Dienstaltersgeschenke werden den Mitarbeitenden im gleichen Umfang gewährt, wie sie
der Kanton Zürich für das Staatspersonal ausrichtet.

2 Dienstaltersgeschenke können vom Personal nach Wahl in Form von Geld oder Freizeit be-
zogen werden. Dabei ist auf die Bedürfnisse der Gemeinde Rücksicht zu nehmen.

Artikel 40 Lohnabtretung

Die Abtretung zukünftiger Lohnforderungen im Sinne von familienrechtlichen Unterhalts- und
Unterstützungspflichten wird von der Arbeitgeberin nur im Rahmen der gesetzlichen Bestim-
mungen anerkannt.

7 PERSONALENTWICKLUNG

Artikel 41 Mitarbeitendengespräch / Qualifikation

Die Mitarbeitenden haben Anspruch auf ein jährliches Qualifikationsgespräch mit den Vorge-
setzten. lm Mitarbeitendengespräch werden der Aus- und Weiterbildungsbedarf systema-
tisch erörtert und die entsprechenden Ziele für das kommende Jahr vereinbart.

Artikel 42 Aus- und Weiterbildung

1 Die Arbeitgeberin fordert auf allen Stellen ein professionelles Arbeiten nach dem aktuellen
Stand von Technik und Wissenschaft. Sie schätzt, fördert und fordert darum die fachliche
und persönliche Weiterbildung und Entwicklung der Mitarbeitenden. Das Ziel ist, Wissen
und Fähigkeiten zu enrueitern, an neue Anforderungen anzupassen und die Arbeitsmarktfä-
higkeit der Mitarbeitenden zu erhalten.

2 Für die Aus- und Weiterbildung sind die Mitarbeitenden eigenverantwortlich. Unterstützt und
angeregt durch den Vorgesetzten können sie Entwicklungs- und Lernziele formulieren so-
wie persönliche Aus- und Weiterbildungsmassnahmen vorschlagen.

8 PERSONALVORSORGE

Artikel 43 Berufliche Vorsorge

1 Neueintretende Mitarbeitende sind im Rahmen der anwendbaren Bestimmungen verpflich-
tet, der Personalvorsorge der Gemeinde Zell beizutreten.

2 Der Beitritt richtet sich nach den Bestimmungen des Bundesgesetzes über die berufliche
Alters-, Hinterlassenen- und lnvalidenvorsorge (BVG) vom 25.Juni 1982 und den Regle-
menten der Versicherung.

9 SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel44 Inkrafttreten

1 Der Gemeinderat bestimmt das lnkrafttreten dieser Personalverordnung
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2 Gleichzeitig werden die Personalverordnung vom 27. November 2002 sowie alle im Wider-
spruch zu dieser Personalverordnung stehenden Behördenerlasse und Bestimmungen auf-
gehoben.

Artikel45 Übergangsbestimmungen

1 Für alle beim lnkrafttreten dieser Personalverordnung bereits bestehenden Anstellungsver-
hältnisse gelten ab diesem Zeitpunkt die neuen Bestimmungen der Personalverordnung,
Ausführungserlasse eingeschlossen. Diese gehen früheren Bestimmungen in jedem Fall
vor.

2 Für Arbeitsverhältnisse, die beim lnkrafttreten dieser Verordnung bereits gekündigt, aber
noch nicht beendet sind, gilt bisheriges Recht.

Zell,8486 Rikon, 21. September 2020 (GVB Nr. 1412020)

GEM EINDEVERSAM M LUNG ZELL

Regula Ehrismann
Gemeindepräsidentin

Erkan Metschli-Roth
Gemeindeschreiber
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Sitzung vom 21. September 2O2O

Die Gemeihdeversammlüng Zell

- gestützt auf den Antrag des Gemeinderates Zell und in Anwendung von Artikel 12 Zitfer 5
der Gemeindeordnung

beschliesst:

1. DieSiedlungsentwässerungsverordnung(SEVO)wirdgenehmigt.

2 Die Siedlungsentwässerungsverordnung (SEVO) sowie das Siedlungsentwässerungs-
reglement sind dem AWEL und der Baudirektion zur Genehmigung einzureichen.

3. Mitteilung durch Protokollauszug an

3.1 Michael Stahel, Präsident RPK, Alte Tösstalstrasse 18, 8487 Rämismühle
3.2 Preisübenuacher
3.3 Abteilung lnfrastruktur
3.4 Werkvorsteherin
3.5 Bereich Werke (Einholung Genehmigung AWEL und Baudirektion)
3.6 Abteilung Finanzen
3.7 Vorarchiv Werke

GEMEINDEVERSAMMLU

fl
Regula Ehrismann
Gemeindepräsidentin

n i-Roth
Gemeindeschreiber

Versandt: 29. September 2020
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720.2

Gemeinde Zell

S ied I u n gsentwässeru ngs-
verordnung (SEVO)

vom 21. September 2020
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Die Gemeindeversammlung,

gestützt auf S 7 Abs. 2 liI. e des Einführungsgesetzes zum Gewässerschutzgesetz
vom 8. Dezember 1974,

erlässt:

1 ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1 Gegenstand

Diese Verordnung regelt

L die Siedlungsentwässerung auf dem gesamten Gemeindegebiet, insbesondere die Ver-

sickerung, Sammlung, Behandlung und Ableitung von Abwasser,
2. die Finanzierung der öffentlichen Siedlungsentwässerung,
3. die Förderung von Massnahmen zum Gewässerschutz [Artikel 14 und Artikel 15],

4. den Gewässerunterhalt [Artikel 16 und Artikel 17]'

Artikel2 Vollzugszuständigkeit

1 Der Gemeinderat ist zuständig für den Vollzug dieser Verordnung. Er sorgt insbesondere
lur

1. die Planung, die Erstellung, den Betrieb und den Unterhalt der öffentlichen Siedlungs-

entwässerung,
2. für die Einhaltung der Vorschriften und Richtlinien zur Reinhaltung der Gewässer bei

öffentlichen und privaten Abwasseranlagen,
3. eine zweckmässige Aufsicht über die Verwaltungsstellen, welche die Siedlungsentwäs-

serungsverordnung (SEVO) operativ umsetzen.

2 Der Gemeinderat kann für bestirnmte Vollzugsaufgaben nachgeordnete Verwaltungseinhei-
ten oder mit öffentlichen Aufgaben betraute externe Stellen als zuständig bezeichnen'

Artikel 3 Strategische Planung

Der Gemeinderat stellt mittels strategischer Planung langfristig die optimale Leistungserbrin-
gung der Siedlungsentwässerung sicher. Die strategische Planung stützt sich auf

1. den Generellen Entwässerungsplan (GEP) und
2. das finanzielle Führungsinstrument.

Artikel 4 öffentliche und private Abwasserantagen

1 Die öffentlichen Abwasseranlagen umfassen

1. das gemeindeeigene Kanalisationssystem mit allen zugehörigen Einrichtungen wie Re-

genbecken, Regenüberläufen, Versickerungsanlagen, Pumpwerken, Druckleitungen

und Abwasserreinig ungsanlagen,
2. Abwasseranlagen anderer Gemeinden, und Verbände oder anderer öffentlicher Träger-

schaften, die von der Gemeinde mitbenutzt werden,

2 Die privaten Abwasseranlagen umfassen alle im Privateigentum stehenden Einrichtungen

zum Versickern, Sammeln, Vorbehandeln, Reinigen und Ableiten von Abwasser von priva-

ten Gebäuden, Anlagen und Grundstücken.
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3 Die Anschlussstelle an die öffentliche Kanalisation ist Bestandteil der privaten Abwasseran-
lagen.

Artikel 5 Verschmutztes und nicht verschmutztes Abwasser

l Abwasser aus Gebäuden und aus überdeckten Flächen ist generell dem verschmutzten Ab-
wasser zuzuordnen.

2 Der Gemeinderat beurteilt aufgrund der Gesetzgebung und der massgebenden Normen
und Richtlinien, ob Regenabwasser als verschmutzt oder nicht verschmutzt gilt. Wo not-
wendig ordnet die Behörde zum Schutz der Gewässer die Behandlung des Regenabwas-
sers an.

3 Nicht verschmutztes Regenabwasser ist gemäss dem Generellen Entwässerungsplan zu
bewirtschaften und grundsätzlich in erster Priorität zu versickern. Weisen die örtlichen Ver-
hältnisse eingeschränkte Versickerungskapazitäten auf, ist das nicht verschmutzte Regen-
abwasser zurückzuhalten und nachgeschaltet zu versickern. lst die Versickerung nachweis-
lich nicht möglich, ist es in zweiter Priorität mit Bewilligung der Behörde in eine Regenab-
wasserkanalisation oder in ein Oberflächengewässer einzuleiten. Wo notwendig ordnet die
Behörde zum Schutz der Gewässer Rückhaltemassnahmen an.

a Grund-, Sicker- und Hangwasser darf grundsätzlich nicht gefasst werden. Lassen dies die
örtlichen Verhältnisse nicht zu, ist das Wasser gemäss Absatz 5 zu bewirtschaften.

5 Stetig anfallendes, nicht verschmutztes Abwasser ist nach Möglichkeit auf dem Grundstück,
auf dem es anfällt, zu versickern. lst die Versickerung nachweislich nicht möglich, ist es in
zweiter Priorität mit Bewilligung der Behörde in eine Regenabwasserkanalisation oder in ein
Oberflächengewässer einzuleiten. Es ist von der Abwasserreinigungsanlage fern zu halten.

6 Wird die Versickerung von nicht verschmutztem Abwasser von der Bauherrschaft als nicht
machbar beurteilt, kann die Behörde einen entsprechenden Nachweis einfordern.

Artikel 6 Anlagen- und Kanalisationskataster

1 Die Gemeinde führt über das gesamte Gemeindegebiet den Anlagen- und Kanalisationska-
taster. Dieser informiert über die Eigentumsverhältnisse und bildet die Grundlage für die Er-
mittlung des Finanzbedarfs der Abwasseranlagen. Er weist die öffentlichen Siedlungsent-
wässerungsanlagen aus und die daran angeschlossenen privaten Abwasseranlagen, die
fest mit dem Boden verbunden sind. Der Kataster erfasst auch die Versickerungsanlagen.

2 Die Grundeigentümer sind verpflichtet, der Gemeinde die Angaben und Unterlagen zur Ver-
fügung zu stellen, die für die Erstellung des Katasters notwendig sind.

Artikel 7 Übernahme von privaten Abwasseranlagen ins Eigentum der Gemeinde

Die Gemeinde kann privat erstellte Abwasseranlagen in ihr Eigentum übernehmen, wenn sie
an eine öffentliche Abwasseranlage angeschlossen sind und der Entwässerung mehrerer Lie-
genschaften dienen.

2 BESONDERE PFLICHTEN DER GRUNDEIGENTÜMER UND INHABENDEN VON
ABWASSERANLAGEN

Artikel 8 Anschlusspflicht

1 lnnerhalb der Bauzone und im Bereich der öffentlichen Kanalisation muss das verschmutzte
Abwasser von Grundstücken in die Kanalisation mit Anschluss an eine öffentliche Abwas-
serreinigungsanlage eingeleitet werden.
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2 Enrveist sich die Abwasserentsorgung von Grundstücken ausserhalb der Bauzonen für die
Betroffenen als unzumutbar, kann sich die Gemeinde an der Finanzierung einer gemeinsa-
men abwassertechnischen Lösung (2.8. Kanalisationsanschluss mit Ableitung zur öffentli-
chen Abwasserreinigungsanlage) beteiligen.

Artikel 9 Anschlusspflicht bei neu erstellten Kanalisationen

Schafft der Neubau eines öffentlichen oder privaten Abwasserkanals die Möglichkeit, beste-
hende Gebäude daran anzuschliessen, sind die Gebäudeeigentümer verpflichtet, den An-
schluss dieser Gebäude vorzunehmen. Er ist mit der Erstellung der Kanalisation oder innert
zwölf Monaten zu realisieren.

Artikel 10 Pflicht zum Unterhalt und zur Anpassung privater Abwasseranlagen

1 Die Eigentümer der privaten Abwasseranlagen haben daIür zu sorgen, dass die Anlagen
baulich und betrieblich in einwandfreiem Zustand sind. Die Kosten für Planung, Erstellung,
Betrieb, Kontrolle, Unterhalt, Sanierung, Erneuerung und Enrueiterung trägt der jeweilige Ei-
gentümer. ln den Grundwasserschutzzonen sind die Bestimmungen des Schutzzonenregle-
mentes zu beachten.

2 Bestehende private Abwasseranlagen sind zulasten der Eigentümer an die geltenden ge-
setzlichen Bestimmungen anzupassen

1. bei erheblichen Enryeiterungen in der Gebäudenutzung oder der Produktion,
2. bei wesentlichen Umbauten der angeschlossenen Gebäude oder Anderungen der Pro-

duktionsart,
3. bei gebietsweisen Sanierungen privaterAbwasseranlagen,
4. bei baulichen Sanierungen der öffentlichen Kanalisation im Bereich der Anschlussstelle,
5. bei Systemänderungen am öffentlichen Kanalisationsnetz,
6. bei Missständen.

Artikel 11 Nutzung von Regenabwasser und von Wasser aus eigenen Quellen

l Wird Grundwasser, Regenabwasser oder Wasser aus eigener Quelle für den Betrieb der
sanitären Einrichtungen einer Liegenschaft oder für andere abwassererzeugende Tätigkei-
ten venvendet, müssen die Nutzenden die Abwassermenge nachweisen, die durch den
Wasserverbrauch erzeugt wird. Die erforderlichen Wasserzähler sind auf Kosten der Nut-
zenden einzubauen,

2 Die notwendigen Wasserzähler werden durch die Gemeinde zur Verfügung gestellt bzw
deren Miete den Nutzenden in Rechnung gestellt.

3 Fehlt dieser Nachweis, setzt der Gemeinderat die Benutzungsgebühren aufgrund von Er-
fahrungswerten fest.

3 KONTROLLEN UND BEWILLIGUNGEN

Artikel 12 Kontrollen

1 Der Gemeinderat sorgt im Rahmen seiner Aufsichtspflicht für (ie periodische Kontrolle der
öffentlichen und privaten Abwasseranlagen und für die Behebung von Missständen.

2 Die Eigentümer und Besitzer von Grundstücken müssen den Kontrollorganen jederzeit den
ungehinderten Zugang zu den Anlagen ermöglichen.
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Artikell3 Bewilligungstatbestände

1 Eine kommunale Bewilligung ist erforderlich für

1. die Erstellung, Sanierung, Erneuerung, Eruveiterung oder Aufhebung von Abwasseranla-
gen,

2. die Wärmeentnahme aus dem Abwasser sowie die Wärmerückgabe ins Abwasser der
privaten und öffentlichen Kanalisationen,

3. die Regenabwassernutzung für den Betrieb der sanitären Einrichtungen einer Liegen-
schaft oder für andere abwassererzeugende Tätigkeiten,

4. jede Anderung der Nutzung von Bauten und Anlagen, die auf Menge und Beschaffenheit
des Abwasser's einen Einfluss haben kann,

5. die Einleitung von Abwasser in öffentliche Gewässer.

2 Behält das übergeordnete Recht eine kantonale Bewilligung vor, leitet die Gemeinde das
Gesuch an die zuständige kantonale Stelle weiter.

4 GEWASSERSCHUTZMASSNAHMEN

Artikel 14 Förderung

1 Die Gemeinde kann Gewässerschutzmassnahmen Privater fördern, wenn ein öffentliches
lnteresse besteht.

2 Finanziell unterstützt werden ausschliesslich Massnahmen auf dem Gemeindegebiet.

3 Zur Finanzierung dieser Förderbeiträge dürfen bis zu 10o/o derjährlichen Einnahmen aus
den Abwassergebühren verwendet werden. Die Abwassergebühren werden, sofern notwen-
dig, angepasst.

- .:
a Werden die jährlich verfügbaren Förderbeiträge nicht ausgeschöpft, verfällt der Uberschuss
zu Gunsten der allgemeinen Mittel der Siedlungsentwässerung. Er darf nicht zweckgebun-
den auf künftige Rechnungen übertragen werden.

Artikel 15 Verfahren

1 Die zuständige Behörde entscheidet über das Beitragsgesuch anhand der eingereichten
Planunterlagen, des technischen Beschriebs und des Kostenvergleichs.

? Der Baubeginn darf erst erfolgen, nachdem der Entscheid über einen Förderbeitrag vorliegt.

3 Die Fertigstellung ist der Gemeindeverwaltung unmittelbar nach lnbetriebnahme der Antage
zu melden. Die Auszahlung der Beiträge erfolgt nach Uberprüfung der Bauabrechnung und
bestandener Schlusskontrolle.

5 GEWASSERUNTERHALT

Artikell6 Unterhaltsplan

Die zuständige Behörde erstellt einen Unterhaltsplan über die Gewässer, für deren Unterhalt
die Gemeinde zuständig ist. Er bezeichnet darin die Gewässer beziehungsweise Gewässer-
abschnitte, die durch die Siedlungsentwässerung in Anspruch genommen werden.
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Artikel 17 Teilfinanzierung des Gewässerunterhalts

1 Der Gemeinderat kann im Rahmen des Voranschlags der Gemeinde finanzielle Mittel aus
der öffentlichen Siedlungsentwässerung für Massnahmen einsetzen, die an den im Unter-
haltsplan bezeichneten Gewässern auszuführen sind.

2 Zu diesem Zweck dürfen bis zu 1Qo/o der jährlichen Einnahmen aus Abwassergebühren ver-
wendet werden. Die Abwassergebühren werden, sofern notwendig, angepasst;

6 FINANZIERUNGDERÖTTEruTIICHENSIEDLUNGSENTWASSERUNG

Artikel 18 Grundsätze

l Zur Finanzierung der öffentlichen Siedlungsentwässerung erhebt die Gemeinde Abwasser-
gebühren. Die Höhe der Gebühren ist so anzusetzen, dass der Ertrag sämtliche Kosten der
öffentlichen Siedlungsentwässerung deckt, insbesondere jene für die Erstellung, Optimie-
rung, Erneuerung und Enryeiterung sowie den Betrieb und Unterhalt der Anlagen.

2 Alle Eigentümer von Grundstücken, Liegenschaften und Anlagen, die Anlagen der öffentli-
chen Siedlungsentwässerung beanspruchen, sind gebührenpflichtig.

s Werden aus den Abwassergebühren weitere Massnahmen, etwa für den Gewässerschutz
oder Gewässerunterhalt, finanziert, sind die Gebühren entsprechend zu erhöhen.

a Die Gemeinde erstellt und unterhält ein finanzielles Führungsinstrument mit dem Ziel, eine
ausreichende und dauerhafte Finanzierung und Gebührenplanung für die öffentliche Sied-
lungsentwässerung sicherzustellen. Mit diesem lnstrument sind die erforderlichen Aufwen-
dungen und Erträge für die nächsten 15 Jahre zu ermitteln und zu planen.

Artikel 19 Abwassergebühren und -beiträge

Die Gemeinde erhebt

1. Mehruvertbeiträge von Grundeigentümern, deren Grundstücke durch die Groberschlies-
sung einen Mehnrvert erfahren,

2. Anschlussgebühren für den Anschluss von Grundstücken, Gebäuden oder Anlagen an
d ie öffentliche Sied lu ngsentwässerung oder an öffentl ichen Gewässern,

3. Benutzungsgebühren für die Ableitung von Abwasser in die öffentliche Siedlungsentwäs-
serung.

Artikel 20 Bemessung der Mehrwertbeiträge

Die Bemessung der Mehnryertbeiträge richtet sich nach SS 42 ff. Einführungsgesetz zum Ge-
wässerschutzgesetz vom B. Dezember 1974 (LS 711 .1).

Artikel 21 Bemessung der Anschlussgebühr

1 Die Anschlussgebühr bemisst sich aufgrund des Gebäudevolumens gemäss der Gebäude-
versicherung Kanton Zürich (GVZ) des angeschlossenen Gebäudes.

2ln Gewerbebauten, Landwirtschaftsbauten, Bauten der öffentlichen Hand sowie Sportanla-
gen wird bei hohen Räumen oder Teilen davon das Volumen über einer Raumhöhe von 4.5
m von der Baumasse abgezogen.

3 Werden Grundstücke ohne Gebäude zum Anschluss an die öffentliche Siedlungsentwässe-
rung angeschlossen (wie Parkplätze oder andere befestigte Flächen), so setzt die zustän-
dige Behörde eine Anschlussgebühr nach Art und Menge des anfallenden Abwassers fest.
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a Die jeweiligen Anschlussgebühren sind dem Gebührentarif zu entnehmen

5 Nicht gebührenpflichtig sind Sanierungen und Umbauten ohne Vergrösserung des Gebäu-
devolumens.

6 Werden Dach- und Vorplatzwasser (Meteoruvasser) zur Versickerung gebracht, so beträgt
die Reduktion

1. 30%, bei vollständiger Versickerung oder vollständiger Brauchwasserspeicherung.
2. 15%, wenn die Hälfte oder mehr des Meteorwassers zur Versickerung gebracht oder

wenn die Hälfte oder mehr des Meteorwassers als Brauchwasser gespeichert wird.

7 Kann aufgrund des Artikels 8 dieser Verordnung auf eine Einleitung von Schmutzwasser in
eine öffentliche Siedlungsentwässerungsanlage verzichtet werden, beträgt die Reduktion
der Anschlussgebühr:

1. 100% bei vollständiger Versickerung oder vollständiger Brauchwasserspeicherung des
Meteonivassers.

2. 70o/o bei Einleitung des Meteorwassers in öffentliche Meteorwasserkanäle oder öffentli-
che Gewässer.

Artikel 22 Weitere Bestimmungen zur Anschlussgebühr

I Mit der Erteilung der Bau- beziehungsweise Kanalisationsanschlussbewilligung ist die An-
schlussgebühr in Form eines zinsfreien Bardepots oder einer Bankgarantie sicherzustellen.
Die Baufreigabe erfolgt erst nach der Sicherstellung. Die Anschlussgebühr wird nach der
Erstellung des Kanalisationsanschlusses aufgrund der Schlussabrechnung endgültig und
über das Depot des ausgeführten Bauvorhabens in Rechnung gestellt.

2 Die Gebührenpflicht beginnt mit dem Anschluss eines Grundstücks, eines Gebäudes oder
einer Anlage an die öffentlichen Siedlungsentwässerungsanlagen. Weigert sich ein Grundei-
gentümer, seine Liegenschaft anzuschliessen, sind die Gebühren geschuldet, sobald der
Anschlussentscheid rechtskräftig ist.

3 Für Betriebe mit besonders hohem Abwasseranfall kann der Gemeinderat eine spezielle,
erhöhte Anschlussgebühr erheben, die sich an den zusätzlich entstehenden Kosten für Ent-
sorgung und Reinigung (Grenzkosten) orientiert.

Artikel23 NachforderungvonAnschlussgebühren

1 Bei baulichen Volumenvergrösserungen gemäss Art.21.

2 Beim Wegfall der Ermässigungsvoraussetzungen gemäss Att.21, Abs. 6

3Als nachzuzahlender Betrag gilt die Differenz zwischen der bisherigen und den neuen Ver-
hältnissen, auch wenn diese Bauten keinen direkten Einfluss auf die Abwassermenge ha-
ben oder keine Entwässerungsinstallationen enthalten.

a Sind die Gebühren für die neuen Verhältnisse kleiner als diejenigen für die alten, resp. klei-
ner als die'früher geleistete Anschlussgebühr, so erfolgt keine Rückzahlung.

Artikel24 BemessungderBenutzungsgebühr

1 Die Benutzungsgebühr ergibt sich aus der Summe der zwei Komponenten

1. Grundgebühr pro m3/h der maximälen Leistung des installierten Wasserzählers (Qmax).
und
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2. Mengengebühr aufgrund des genutzten Wassers (Verbrauch in Kubikmetern [m3]), un-

. abhängig von der Bezugsquelle.

2 Die Aufteilung der Gebührenkomponenten in Grund- und Mengengebühr erfolgt gemäss
Empfehlungen der Fachverbände.

Artikel 25 Weitere Bestimmungen zur Benutzungsgebühr

1 Benutzende werden mit höheren Gebühren belastet, wenn sie Abwasser ableiten, das ge-
genüber häuslichem Abwasser eine erheblich höhere Konzentration, Schmutzstofffracht o-
der eine wesentlich andere Zusammensetzung aufweist.

2 Wo eine Messung der Wassernutzung mittels Wasserzähler nicht möglich oder unverhält
nismässig ist, wird von der zuständigen Behörde ein Pauschalbetrag nach pflichtgemässem
Ermessen festgesetzt

3 Weisen Wasserbezüger nach, dass sie das bezogene Wasser rechtmässig zu einem we-
sentlichen Teil nicht in die Siedlungsentwässerung ableiten, kann die Mengengebühr redu-
ziert werden (gilt nicht für Wohnbauten).

a Bei erhöhtem administrativem Aufwand (2.8. Ratenzahlungen, wiederholte Einzahlung von
Fehlbeträgen usw.) kann die zuständige Behörde den Verursachenden die zusätzlich anfal-
lenden Aufwendungen nach dem Gebührentarif in Rechnung stellen.

Artikel 26 Schuldner

Gebührenschuldende sind bei allen Gebühren die Grundeigentümer, die Baurechtsnehmen-
den oder die Gemeinschaft der Grund- oder Stockwerkeigentümer zum Zeitpunkt der Rech-
nungsstellung. Bei einer Handänderung haften die Rechtsnachfolgenden solidar:isch für aus-
stehende Beträge.

Artikel 27 Rechnungsstellung und Fälligkeit

l Alle Gebühren werden 30 Tage nach Zustellung der Rechnung fällig. Nach Ablauf der Zah-
lungsfrist werden die Schuldner gemahnt. Ab Datum der Mahnung kann ein Verzugszins er-
hoben werden ($ 29a Venrualtungsrechtspflegegesetz vom 24. Mai 1959, LS 175.2).

2 Die Benutzungsgebühr wird mindestens jährlich in Rechnung gestellt. Akontorechnungen
sind zulässig. Die Rechnung kann in Form einer Verfügung eröffnet werden.

3 
Die nachträgliche Richtigstellung von lrrtümern und Fehlern innerhalb der gesetzlichen Ver-
jährungsfristen bleibt vorbehalten.

7 HAFTUNGS.UNDSCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel23 Haftung

1 Die Bewilligungs- und Kontrolltätigkeit der Behörden entbindet weder die Eigentümer noch
die lnhabenden und Betreibenden von Abwasseranlagen von ihren rechtlichen Verpflichtun-
gen.

2 Aus der Mitwirkung der Gemeinde entsteht keine über die gesetzliche Haftung hinausge-
hende Haftung der Gemeinde.

3 Die Verursacher haften für sämtliche Kosten aus der rechtswidrigen

1. Nutzung der öffentlichen Siedlungsentwässerung,
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2. Einleitung von.Abwässern in die öffentliche Siedlungsentwässerung.

aZu diesen Kosten gehören neben den Kosten für die Schadensbewältigung und Schadens-
behebung auch zusätzliche Unterhalts- und Betriebsaufwendungen.

Artikel 29 Rechtsschutz

1 Gegen Anordnungen, die gestützt auf die vorliegende Verordnung ergehen, kann innert 30
Tagen, von der Zustellung an gerechnet, beim Gemeinderat schriftlich Einsprache erhoben
werden.

2 Der Rechtsschutz richtet sich nach dem Gemeindegesetz, dem Venrualtungsrechtspflegege-
setz, dem Einführungsgesetz zum Gewässerschutzgesetz sowie dem Planungs- und Bau-
gesetz.

Artikel30 Rechtsetzungsbefugnisse

1 Der Gemeinderat erlässt ein Reglement zur vorliegenden Verordnung und regelt insbeson-
dere

1. den Vollzug des Abwasserrechts auf dem Gemeindegebiet,
2. die Rechte und Pflichten der Grundeigentümer und lnhabenden von Gebäuden und An-

lagen sowie der Gemeinde zur dauerhaften Sicherung einer technisch einwandfreien
Sied lu ngsentwässerung,

3. die Gebührentarife, soweit sie nicht in dieser Verordnung geregelt sind, sowie die Fest-
setzung der Mehnruertbeiträge.

2 Die Beschlüsse sind öffentlich bekanntzumachen

Artikel 31 lnkrafttreten

1 Der Gemeinderat bestimmt den Zeitpunkt des lnkrafttretens der vorliegenden Siedlungsent-
wässeru ngsverord nung.

2 Auf diesen Zeitpunkt hin werden alle bisherigen, damit in Widerspruch stehenden Vorschrif-
ten, insbesondere die bisherige Verordnung über die Siedlungsentwässerung vom 18. Sep-
tember 2006 und die Verordnung über die Gebühren für Siedlungsentwässerungsanlange
vom 06. Dezember 2010 aufgehoben.

Zell,8486 Rikon, 21. September 2020 (GVB Nr. 15/2020)

GEM EIN DEVERSAM M LUNG ZELL

Regula Ehrismann
Gemeindepräsidentin

Erkan Metschli-Roth
Gemeindeschreiber

Von der Baudirektion mit Verfügung Nr. ... genehmigt am
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Rechtsmittelbelehrung (Text nur in Vorlage an Legislative):

Gegen diese Verordnung kann, von der Veröffentlichung an gerechnet, beim Bezlrksrat Winterthur,
Lindstrasse 10, 8400 Winterthur

wegen Verletzung von Vorschriften über die politischen Rechte innert 5 Tagen schriftlich
Rekurs in Stimmrechtssachen ($ 19 Abs. 1 lit. c in Verbindung mit $ 21a und $ 22 Abs.1
vRG)
und im Übrigen wegen Rechtsverletzungen, unrichtiger oder ungenügender Feststellung
des Sachverhaltes sowie Unangemessenheit der angefochtenen Anordnung innert
30 Tag schriftlich Rekurs erhoben werden ($ 19 Abs. 1 lit. a in Verbindung mit $ 19b Abs.
2 lit. c sowie $ 20 Abs. 1 und $ 22 Abs.1 VRG)

Die Kostön des Rekursverfahrens hat die unterliegende Partei zu tragen. ln Stimmrechtssa-
chen werden Verfahrenskosten nur erhoben, wenn das Rechtsmittel offensichtlich aussichts-
los ist.

Die Rekursschrift muss einen Antrag und dessen Begründung enthalten. Der angefochtene
Beschluss ist, soweit möglich, beizulegen

Vom Amt für Abfall, Wasser, Energie und Luft

mit Verfügung Nr

genehmigt am:

Diese Verordnung tritt am . in Kraft.
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Sitzung vom 21. September 2020

Die Gemeindeversammlung Zell

- gestützt auf den Antrag des Gemeinderates Zell und in Anwendung von Artikel l,Z Zitter S

der Gemeindeordnung -

beschliesst:

Die Verordnung für die Wasserversorgung wird genehmigt'

Mitteilung durch Protokollauszug an:

2.1 Michael Stahel, Präsident RPK, Alte Tösstalstl'asse 18, 8487 Rämismühle
2.2 Preisüben^/achung, Einsteinstrasse'2, 3003 Bern
2.3 Abteilung lnfrastruktur
2.4 Werkvorsteherin
2.5 Bereich Werke
2.6 Abteilung Finanzen
2.7 Vorarchiv Werke

GEMEINDEVERSAMMLUN

2.

nh**
Regula Ehrismann
Gemeindepräsidentin

i-Roth
Gemeindeschreiber

Versandt: 29. September 2020
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Gemeinde Zell

Verordnung fur d
Wasserversorgung

e

730:1

vom 21. September 2020
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1 ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1 Zweck und Geltungsbereich

Diese Verordnung regelt den Bau, Betrieb, Unterhalt und die Finanzierung der Wasserversor-
gungsanlagen und die Beziehungen zwischen der Wasserversorgung und den Bezügern.

Artikel 2 Zuständigkeit und Aufgaben der Gemeinde

1 Die Gemeinde erstellt, betreibt und unterhält ihre Wasserversorgungsanlagen unter Beach-

tung der eidgenössischen und kantonalen Vorschriften.

2 Die Wasserversorgung ist ein unselbständiger gewerblicher Betrieb des öffentlichen Rech-

tes und steht im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen unter Aufsicht des Gemeindera-
tes.

Artikel 3 Umfang der Versorgung

1 Das Versorgungsgebiet der Wasserversorgung umfasst die gesamte Gemeinde Zell und

auf Grund einer Vereinbarung die Weiler Girenbad (Gemeinde Turbenthal) und Schwändi
(Gemeinde Schlatt).

2 Ausserhalb der Bauzonen ist die Wasserversorgung nicht zur Wasserabgabe verpflichtet.
Sie fördert jedoch entsprechend ihren Möglichkeiten die Versorgung von bestehenden so-
wie standortgebundenen Liegenschaften.

3 Die Wasserversorgung liefert in ihrem Versorgungsgebiet qualitativ einwandfreies Wasser
für Haushalt und Gewerbe zu den Bedingungen dieser Wasserversorgungsverordnung und
des Gebührentarifs. Gleichzeitig sorgt die Wasserversorgung in diesem Umfang für den
Brandschutz.

2 ABTEILUNG INFRASTRUKTUR

Artikel4 Zusammensetzung

Die Wasserversorgung wird nach Massgabe der Gemeindeordnung, der gesetzlichen Bestim-
mungen und der Vorschriften dieser Verordnung durch die Abteilung lnfrastruktur venrvaltet.

Artikel 5 Aufgaben

Zum Aufgabenkreis der Abteilung lnfrastruktur gehören im Rahmen ihrer finanziellen Kompe-
tenzen gemäss Gemeindeordnung

a) die Leitung des gesamten Betriebes der Wasserversorgung
b) die Venraltung und der Unterhalt der Wasserversorgungsanlagen und der dem Betrieb

der Wasserversorgung dienenden Grundstücke, Bauten und Schutzzonen
c) die Anwendung eines Qualitätssicherungssystems gemäss den Anforderungen der Le-

bensm ittelgesetzgebu ng
d) die Vorbereitung, Ausführung und Abrechnung von baulichen Massnahmen der Wasser-

versorgung
e) die Vergebung von Arbeiten und Lieferungen

0 der projektbedingte Enrverb von Grund und Rechten
g) das Einreichen von Gesuchen für Staats- und Gebäudeversicherungsbeiträge
h) die Erteilung der Anschlussbewilligungen für Neuanschlüsse und für die Erweiterung oder

Anderung von Wasserinstallationen und das Abschliessen von Wasserlieferungsverträ-
gen
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i) die Festsetzung der Anschlussgebühren und Wasserzinse auf Grund der massgebenden
Tarife

j) die Aufstellung von technischen Vorschriften für Hausanschlüsse und lnstallationen
k) die Nachführung des Leitungs- und Anlagekatasters und die Archivierung der Anlage-

pläne und der Akten
l) die Antragstellung an den Gemeinderat für sich und zuhanden der Gemeindeversamm-

lung in Belangen der Wasserversorgung
m) die Aufstellung des Budgets für die Erfolgs- und die lnvestitionsrechnung zuhanden des

Gemeinderates
n) die Verabschiedung der Erfolgs- und der lnvestitionsrechnung zuhanden des Gemeinde-

rates
o) die Verabschiedung besonderer Baurechnungen zuhanden des Gemeinderates und der

Gemeindeversammlung
p) die Wahl der Funktionäre der Wasserversorgung und die Festsetzung deren Pflichten-

hefte
q) die Aufsicht über private Wasserversorgungen

Artikel 6 Venraltung

Di6 Rechnungsführung erfolgt durch die Gemeindeverwaltung.

3 WASSERVERSORGUNGSANLAGENDERGEMEINDE

ArtikelT GenerellesWasserversorgungsprojekt(GWP)

Die Wasserversorgungsanlagen der Gemeinde werden aufgrund eines nach den kantonalen
Richtlinien ausgearbeiteten generellen Wasserversorgungsprojektes (GWP) erstellt.

Artikel I Leitungsnetz, Definitionen

1 Das Leitungsnetz der Wasserversorgung umfasst als öffentliche Leitungen die Haupt- und
Versorgungsleitungen, die Hydrantenanlagen und die im öffentlichen Grund liegenden
Hausanschlussleitungen gemäss Aft. 14.

2 Hauptleitungen sind Wasserleitungen innerhalb des Versorgungsgebietes, von denen aus
die Versorgungsleitungen angespeist werden. ln der Regel zweigen keine Hausanschluss-
leitungen von den Hauptleitungen ab. Die Hauptleitungen sind Bestandteil der Basiser-
schliessung und werden von der Wasserversorgung nach Massgabe der baulichen Entwick-
lung und aufgrund des Generellen Wasserversorgungsprojektes (GWP) erstellt.

3Versorgungsleitungen sind Wasserleitungen innerhalb des Versorgungsgebietes, an die die
Hausanschlussleitungen angeschlossen sind. Die Versorgungsleitungen dienen der Er-
schliessung der Grundstücke.

Artikel 9 Erstellung

Für die technische Disposition der Haupl und Versorgungsleitungen ist die Abteilung lnfra-
struktur zuständig. Die Anlagen sind nach den Bedingungen der zuständigen kantonalen ln-
stanzen sowie der technischen Richtlinien des Schweizerischen Vereins des Gas- und Was-
serfaches (SVGW) auszuführen.

Artikell0 Hydrantenanlagen

1 Die Gemeinde hat für die Errichtung der Hydranten zu sorgen.
Die Hydrantenanlage ist der Feuenrvehr für den Brandfall unbeschränkt zur Verfügung zu
stellen. Die Wasserbezugsstellen müssen jederzeit für die Feuennrehr zugänglich sein. lm
Brandfall steht der gesamte Wasservorrat der Feuenruehr zur Verfügung.
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2 Die Benützung der Hydranten für andere Zwecke bedarf einer Bewilligung der Wasserver-
sorgung.

3 Die Hydrantenanlagen werden gemäss den Richtlinien der Gebäudeversicherung und im
Einvernehmen mit der Feuenruehr erstellt.

a Die Wasserversorgung übernimmt den Bau, die Kontrolle, den Unterhalt und die Reparatu-
ren der Hydranten. Die Kostenbeteiligung der Gemeinde an den Hydrantenanlagen aus-
serhalb der Bauzonen gem. Art. 3 ist durch die Abteilung lnfrastruktur festzusetzen.

Artikel 11 Betätigung von Hydranten und Schiebern

Das Hantieren an Hydranten, Schiebern, Klappen, Entlüftungen und Entleerungen etc. ist Un-
befugten verboten.

Artikell2 Brunnenanlagen

Die Wasserversorgung betreibt und unterhält im Auftrag und auf Kosten der Gemeinde die
öffentlichen Laufbrunnen, deren Fassungen, Zu- und Ableitungen.

Artikel 13 Beanspruchung von Privatgrund

Alle Bezüger bzw. Grundeigentümer sind gehalten, Durchleitungsrechte für Leitungen zu ge-
währen und das Versetzen von Schiebern und Hydranten, sowie das Anbringen der entspre-
chenden Hinweistafeln auf ihrem Privatgrund zu gestatten. Vorbehalten bleiben Art, 676 und
742 ZGB.

4 HAUSANSCHLUSSLEITUNGEN

Artikel 14 Definition

Die Hausanschlussleitung verbindet die Versorgungsleitung mit der Hausinstallation. ln Aus-
nahmefällen kann der Anschluss auch an eine Hauptleitung erfolgen.

Artikel 15 Erstellung

Die Leitungsführung, die Nennweite, das Material und der Schieber der Hausanschlussleitung
werden durch den Bereich Werke bestimmt.

Artikel 16 Ausführung

1 Die Hausanschlussleitungen dürfen nur durch Firmen erstellt werden, die über eine lnstalla-
tionsbewi llig u ng der Wasserversorg u ng verfügen.

2 Die Hausanschlussleitungen müssen vor dem Eindecken der Wasserversorgung zur Ab-
nahme und Einmessung gemeldet werden.

Artikel 17 Technische Bedingungen

1 Der Anschluss einer Liegenschaft erfolgt in der Regel durch eine einzige Hausanschlusslei-
tung. Wo es zweckmässig ist, kann der Bereich Werke für mehrere Häuser eine gemein-
same Hausanschlussleitung anordnen.

2lm Übrigen gilt Artikel 3 Absatz 3 sinngemäss
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ArtikellS Hausanschlussschieber

1 ln leder Hausanschlussleitung ist ein Schieber einzubauen, der möglichst nahe an der Ver-
sorgungsleitung und - wenn möglich - im öffentlichen Grund zu platzieren ist.

2 Fehlt bei einer bestehenden Hausanschlussleitung der Schieber, kann die Wasserversor-
gung im Zusammenhang mit Reparaturen und Leitungserneuerungen den Einbau eines
Schiebers auf Kosten der Hauseigentümer verlangen.

Artikel 19 Eigentumsverhältnisse der Hausanschlussleitung

Die Anlageteile der Anschlussleitung im öffentlichen Grund und der Wasserzähler stehen im
Eigentum der Wasserversorgung, alle übrigen Teile im Eigentum der angeschlossenen Grund-
eigentümer.

Artikel20 ErwerbDurchleitungsrechte

Der Enrverb allenfalls notwendiger Durchleitungsrechte auf Grundstücken Dritter ist Sache der
Anschliessenden. Das Durchleitungsrecht kann auf Kosten der Berechtigten ins Grundbuch
eingetragen werden.

Artikel2l Unterhalt

1 Die Hausanschlussleitung wird durch die Wasserversorgung unterhalten und erneuert, im
öffentlichen Grund zulasten der Wasserversorgung, im privaten Grund zulasten der Grund-
eigentümer, denen die Hausanschlussleitungen dienen.

2 Schäden, die sich an der Hausanschlussleitung zeigen, sind der Wasserversorgung sofort
mitzuteilen.

Artlkel 22 Ausserbetriebnahme

Unbenützte Hausanschlussleitungen werden von der Wasserversorgung zulasten der Eigen-
tümer vom Verteilnetz abgetrennt, sofern nicht eine Wiederveruvendung innert 12 Monaten
zugesichert wird.

5 HAUSINSTALLATIONEN

Artikel 23 Erstellung

Die Hauseigentümer haben die Hausinstallationen auf eigene Kosten zu erstellen und zu un-
terhalten. Diese dürfen nur durch lnstallateure, die lnhaber einer Bewilligung der Wasserver-
sorgung sind, erstellt, enrueitert, verändert oder unterhalten werden. Alle lnstallationsarbeiten
sind der Wasserversorgung zu melden.

Artikel 24 Technische Vorschriften

Zur Erstellung, Veränderung, Sanierung, Erneuerung und zum Betrieb der Verbrauchsanlagen
sind die Richtlinien und Leitsätze des Schweizerischen Vereins des Gas- und Wasserfaches
(SVGW) verbindlich.

Artikel25 Abnahme

Jede Hausinstallation muss vor der lnbetriebnahme von der Wasserversorgung abgenommen
werden. Die Wasserversorgung übernimmt durch diese Abnahme keine Gewähr für die vom
lnstallateur ausgeführten Arbeiten oder für installierte Apparate.
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Artikel 26 Kontrolle

1 Den Organen der Wasserversorgung ist zur Kontrolle der Hausinstallationen sowie zur Ab-
lesung der Zählerstände ungehindert Zutritt zu ermöglichen.

2 Bei vorschriftswidrig ausgeführten oder schlecht unterhaltenen Hausinstallationen haben
die Wasserbezüger auf schriftliche Aufforderung der Wasserversorgung die Mängel innert
der festgelegten Frist beheben zu lassen. Unterlassen sie dies, so kann der Bereich Werke
die Mängel auf deren Kosten beheben lassen (Ersatzvornahme).

Artikel 27 Unterhalt und Qualitätssicherung

Die Hauseigentümer haben für ein dauerndes und einwandfreies Funktionieren ihrer Anlagen
zu sorgen. Sie sind dafür verantwortlich, dass die Betriebssicherheit der lnstallationen und die
hygienische Qualität des Wassers dauernd erhalten bleibt.

Artikel 28 Wasserbehandlungsanlagen

Es dürfen nur Wasserbehandlungsanlagen installiert werden, welche eine Zulassung der
SVGW besitzen. Durch den Einbau eines Rückflussverhinderers unmittelbar vor der Anlage
ist ein Rückfliessen des Wassers in das öffentliche Netz zu verhindern. Die Hausbesitzenden
sind in Eigenverantwortung verpflichtet, dass Wasserbehandlungsapparate regelmässig ge-
wartet und kontrolliert werden.

Artikel 29 Frostgefahr

Bei anhaltender Kälte sind Leitungen und Apparate, die dem Frost ausgesetzt sind, abzustel-
len und zu entleeren. Alle Schäden gehen zulasten der Grundeigentümer.

Artikel30 PrivateWasserversorgungsanlagen

Die Verbindung einer privaten Wasserversorgung (2.8. private Quellen oder Regenwassernut-
zung) mit der öffentlichen Wasserversorgung ist nicht gestattet.

Artikel 31 Anderung der Druckverhältnisse

Andern sich durch bauliche oder betriebliche Anderungen die Druckverhältnisse im Netz, so
haben die Hauseigentümer die Hausinstallationen auf eigene Kosten anzupassen.

6 WASSERABGABE

Artikel 32 Umfang und Garantie der Wasserlieferung

1 Die Wasserversorgung liefert in der Regel zu jeder Zeit Trink- und Brauchwasser in ausrei-
chender Menge und einwandfreier Qualität. Sie übernimmt indessen hierfür und für die Ein-
haltung einer bestimmten Beschaffenheit (Härte, Temperatur des Wassers usw.) sowie ei-
nes konstanten Druckes keine Gewähr.

2Ausser in Brandfällen hat die Wasserabgabe für Haushaltzwecke und für lebensnotwendige
Betriebe wie Spitäler und Altersheime etc. Vorrang gegenüber anderen Verbrauchern.
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Artikel 33 Einschränkung der Wasserabgabe

1 Die Wasserversorgung kann die Wasserabgabe einschränken oder zeitweise unterbrechen

im Falle höherer Gewalt
bei Betriebsstörungen
bei Wasserknappheit
bei Unterhalts-, Reparatur-, Sanierungs- oder Bauarbeiten an Wasserversorgungsanla-
gen

2 Die Wasserversorgung ist für eine rasche Behebung von Unterbrüchen in der Belieferung
besorgt. Sie übernimmt aber keinerlei Haftung für irgendwelche nachteilige Folgen und ge-
währt deswegen auch keine Ermässigung des Wasserzinses.

3Voraussehbare Einschränkungen oder Unterbrüche werden den Wasserbezügern rechtzei-
tig bekannt gegeben.

Artikel 34 Anschlussbewilligung

Für jeden Neuanschluss und fürdie Enrueiterung, Sanierung oderAnderung von Wasserinstal-
lationen ist dem Bereich Werke ein Anschlussgesuch einzureichen. Die Anschlussbewilligung
erfolgt im Rahmen dieser Verordnung durch die Abteilung lnfrastruktur.

Artikel 35 Haftung der Grundeigentümer

Die Grundeigentümer haften gegenüber der Wasserversorgung für alle Schäden, die sie durch
unsachgemässe Handhabungen der Einrichtungen, mangelnde Sorgfalt und Kontrolle sowie
ungenügenden Unterhalt der Wasserversorgung zufügen. Sie haben auch für Mieter, Pächter
und andere Personen einzustehen, die mit ihrem Einverständnis solche Anlagen benutzen.

Artikel36 Wasserableitungsverbot

Es ist untersagt, ohne besondere Bewilligung des Bereichs Werke, Wasser an Dritte abzuge-
ben oder solches von einem Grundstück auf ein anderes zu leiten. Ebenso ist das Anbringen
von Abzweigungen oder Zapfhahnen vor dem Wasserzähler und das Öffnen von plombierten
Absperrventilen an Umgeh u ngsleitungen verboten.

Artikel3T UnberechtigterWasserbezug

Wer ohne entsprechende Berechtigung Wasser bezieht, wird gegenüber der Wasserversor-
gung ersatzpflichtig und kann überdies strafrechtlich verfolgt werden.

Artikel 38 VorübergehenderWasserbezug, Bauwasser

Der provisorische Anschluss für Bauwasser und der Bezug von Wasser ab Hydranten ist nur
mit Bewilligung des Bereichs Werke zulässig.

Artikel 39 Anschlusspflicht

Die Grundeigentümer sind verpflichtet, das Wasser bei der öffentlichen Wasserversorgung zu
beziehen, sofern sie nicht über bestehende Anlagen verfügen, welche einwandfreies Wasser
liefern.
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Artikel 40 Wasserabgabe für besondere Zwecke

Jeder Anschluss von Schwimmbassins an das Leitungsnetz, die Wasserabgabe für Kühl-,

Klima- und Sprinkleranlagen sowie für Feuerlöschposten bedarf einer besonderen Bewilli-
gung. Der Bereich Werke ist berechtigt, an diese Wasserabgaben besondere Auflagen zu

knüpfen.

Artikel4l AbnormeSpitzenbezüge

Die Wasserabgabe an Betriebe mit besonders grossem Wasserverbrauch oder mit hohen Ver-
brauchsspitzen bedarf einer besonderen Vereinbarung zwischen der Wasserversorgung und

dem Betrieb.

7 WASSERZAHLER

Artikel 42 Einbau

1 Die Abgabe und Verrechnung des Wassers erfolgt aufgrund des Verbrauchs, welcher durch

einen Wasserzähler festgestellt wird. Der Wasserzähler wird von der Wasserversorgung zur
Verfügung gestellt und unterhalten. Für jede Hausanschlussleitung wird in der Regel nur ein

Wasserzähler eingebaut.

2 Für Reihen- und Terrassenhäuser ist für jedes Gebäude ein separater Zähler vorzusehen.

3ln Gebäuden mit Stockwerkeigentum wird die Abgabe aufgrund des Wasserzählers bei der
Einführung ins Gebäude verrechnet, auch wenn zusätzlich Wohnungszähler eingebaut wer-
den.

Artikel 43 Haftung

Die Grundeigentümer haften für Beschädigungen, welche nicht auf normale Abnützung zu-

rückzuführen sind. Sie dürfen am Wasserzähler keine Anderungen vornehmen oder vorneh-
men lassen.

Artikel 44 Mehrere Wasserzähler

1Wünschen die Grundeigentümer weitere Wasserzähler, so haben sie die Kosten für An-
schaffung, Einbau und Unterhalt zu tragen. Die technischen Vorschriften sind einzuhalten.
Die Wasserversorgung ist berechtigt, jedoch nicht verpflichtet, die Ablesung dieser Zähler
zu übernehmen.

2 Der Einbau eines zweiten Wasserzählers kann durch den Bereich Werke verlangt werden,
wenn dies für die verbrauchsabhängige Verrechnung der Klärgebühr notwendig ist.

Artikel 45 Bauwasserzähler

Für den Bezug von Bauwasser entscheidet der Bereich Werke mit der Anschlussbewilligung
über die Notwendigkeit und die Art der Wassermessung.

Artikel 46 Standort

Der Standort des Wasserzählers wird vom Bereich Werke bestimmt, unter Berücksichtigung
der Bedürfnisse der Grundeigentümer. Diese haben den Platz für den Einbau des Wasserzäh-
lers unentgeltlich zur Verfügung zu stellen. Der Wasserzähler muss frostsicher, in der Regel

ausserhalb des Heizraumes, eingebaut und stets leicht zugänglich sein.
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Artikel 47 Technische Vorschriften

l Vor und nach dem Wasserzähler sind Absperrvorrichtungen anzuordnen.

2lm Weiteren sind die Leitsätze für die Erstellung von Wasserinstallationen des SVGW zu

beachten.

Artikel43 Unterhalt,Nacheichung

Die Wasserversorgung tauscht die Wasserzähler periodisch auf ihre Kosten aus. Wird von den

Wasserbezügern die Messgenauigkeit angezweifelt, so wird der Wasserzähler durch die Was-

serversorgung ausgebaut und einer amtlichen Prüfung unterzogen. Zeigt die Nacheichung,

dass die Messgenauigkeit innerhalb der zulässigen Toleranz von +/- 5% bei 10% Nennbelas-

tung liegt, so tragen die Grundeigentümer die daraus entstandenen Kosten. lm anderen Fall

übernimmt die Wasserversorgung die Prüf- und allfälligen Reparaturkosten.

Artikel 49 Störungen am Wasserzähler

Bei fehlerhaften Zählerangaben wird für die Festsetzung des Wasserzinses der Normalver-

brauch der Vorjahre sinngemäss berücksichtigt. Störungen sind der Wasserversorgung sofort

zu melden. Vorbehalten bleibt Art. 127 OR (Verjährung 10 Jahre), bzw. das jeweils gültige

öffentliche Recht sowie NI.2414 OR.

8 FINANZIERUNG

Artikel 50 Eigenwirtschaftlichkeit

Der: Bau und Betrieb der Wasserversorgung soll selbsttragend sein. Für die Kostendeckung
stehen die nachfolgenden Finanzierungsmöglichkeiten zur Verfügung:

Beiträge der öffentlichen Hand und der Gebäudeversicherung
Erschliessungsbeiträge bzw. teilweise oder volle Übernahme der Erschliessungskosten
durch die Grundeigentümer
Anschluss- und Benützungsgebühren der Wasserbezüger
Abgeltung betriebsfremder Leistungen
sonstige Zahlungen Dritter

ArtikelSl BetriebsfremdeLeistungen

Für betriebsfreinde Leistungen der Wasserversorgungen, wie Brunnenanlagen, Strassenspü-
lungen usw. kann die Wasserversorgung einen angemessenen Beitrag verlangen.

Artikel 52 Bemessung der Gebühren

l Anschluss- und Benützungsgebühren sind so zu bemessen, dass die Aufirendungen für
den Betrieb und Unterhalt sowie die Verzinsung und Abschreibung des Anlagekapitals ge-

deckt werden.

2 Der Gemeinderat setzt die Höhe der Gebühren im Gebührentarif fest, der öffentlich bekannt
gemacht wird.

Artike! 53 Kostentragung für Haupt' und Versorgungsleitungen

1 Die Kosten der Erstellung der Hauptleitungen trägt in der Regel die Wasserversorgung.

2 An die.Kosten der Versorgungsleitungen haben die Grundeigentümer Erschliessungsbei-
träge zu entrichten.
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Artikel 54 Erschliessungsbeiträge

1 Die Gesamtheit der Grundeigentümer, deren Grundstück durch den Bau einer Versor-

gungsleitung Mehrwerte odei Sondervorteile erlangen, haben an die Erstellungskosten der

Versorg u ngsleitu ngen Beiträge zu entrichten.

2lm Sinne der Gleichbehandlung haben auch jene Grundeigentümer adäOuaf9 Kostenbei-

träge an den Leitungsbau zu übernehmen, deren Bauten direkt aus Hauptleitungen versorgt

weiden. Die Höhe där Beiträge ist mit der Anschlussbewilligung oder einer separaten Ver-

einbarung zu regeln.

3 Erfolgt die Er:schliessung im Rahmen eines Quartierplanes, gelten die entsprechenden kan-

tonalen Vorschriften.

Artikel 55 Kostentragung für Leitungen ausserhalb des Baugebietes

Die Kosten für Erschliessungs-, Hydranten- und Hausanschlussleitungen ausserhalb des Bau-

gebietes haben die Antragstellenden zu tragen.

Artikel56 KostentragungderHausanschlussleitung

Die Kosten der Hausanschlussleitung mit Schieber und Anschluss ans Verteilnetz sind von

den Grundeigentümern zu tragen'

9 BENUTZUNGSGEBÜHREN

Artikel 57 GebührenPflicht

Von den Eigentümern der mit technischen Vorkehrungen an die Anlagen nach Art' 14 ange-

schlossenen Grundstücke, Liegenschaften und Anlagen wird eine jährliche Benutzungsgebühr

erhoben.

Artikel 58 Berechnung der Benutzungsgebühr

Gliederung der Gebühr
Die Benutiungsgebühr wird als Summe zweier Komponenten erhoben

nämlich als Grundgebühr pro m3/h der maximalen Leistung des installierten Wasserzäh-

lers (Q max.),

und

als Mengenpreis aufgrund des gelieferten Wassers (Verbrauch in m3).

Artikel 59 ermiitlung des Mengenpreises beifehlenden Angaben

Wo eine Messung des gelieferten Wassers mittels Wasserzähler nicht möglich oder unverhält-

nismässig ist, wird uon-d"r Abteilung lnfrastruktur ein Pauschalbetrag nach pflichtgemässem

Ermessen festgesetzt.

Artikel 60 Kompetenz zur Festsetzung

Der Gemeinderat setzt den Gebührentarif für die Benutzungsgebühr fest, der öffentlich be-

kannt gemacht wird.
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1O ANSCHLUSSGEBÜHREN

Artikel 61 Gebührenpflicht

Für den Anschluss an die Wasserversorgung und die Mitbenützung der bestehenden Wasser-
versorgungsanlagen wird eine einmalige Anschlussgebühr erhoben.

Artikel 62 Bemessung

1 Die Anschlussgebühr bemisst sich auf Grund des Gebäudevolumens (m3) gemäss der Ge-
bäudeversicherung des Kantons Zürich (GVZ) des angeschlossenen Gebäudes.

2 Der Gemeinderat setzt den Gebührentarif für die Anschlussgebühr fest, der öffentlich be-
kannt gemacht wird.

3ln Gewerbebauten, Landwirtschaftsbauten, Bauten der öffentlichen Hand sowie Sportanla-
gen wird bei hohen Räumen oder Teilen davon das Volumen über einer Raumhöhe von 4.5
m von der Baumasse abgezogen.

a Nicht gebührenpflichtig sind Volumenvergrösserungen infolge energetischen Sanierungen
sowie Sanierungen und Umbauten ohne Volumenvergrösserung und Nutzungsänderungen
des Gebäudevolumens.

s Wird ein Gebäude, für das bereits eine einmalige Anschlussgebühr erhoben wurde, abge-
brochen, durch Brand oder ähnliche Ereignisse zerstört, und wird an dessen Stelle innert 10
Jahren eine Neubaute errichtet, wird die ursprünglich geleistete Zahlung bei der Festset-
zung der neuen Anschlussgebühr angerechnet.

6 Kommen Grundstücke mit Bauten zum Anschluss an die öffentlichen Wasserversorgungs-
anlagen für welche kein Gebäudevolumen ermittelt werden kann (wie Bewässerungsanla-
gen etc.), so setzt die Abteilung lnfrastruktur die Anschlussgebühr nach Menge des geliefer-
ten Trinkwassers fest.

Artikel63 Gebührennachzahlungen beibaulichenWerterhöhungen

l Als nachzuzahlender Betrag gilt die Differenz zwischen den bisherigen und den neuen Ver-
hältnissen, auch wenn diese Bauten keinen direkten Einfluss auf den Wasserverbrauch ha-
ben oder keine Wasserinstallationen enthalten.

2 Sind die Gebühren für die neuen Verhältnisse kleiner als diejenigen für die alten, resp. klei-
ner als die früher geleistete Anschlussgebühr, so erfolgt keine Rückzahlung.

11 VERWALTUNGSGEBÜNNEru

Artikel 64 Gebührenpflicht

Die Grundeigentümer bzw. Bauherren haben für das Prüfen und Genehmigen der Wasseran-
schlusspläne, die Abnahme der ausgeführten Anlagen, die Kontrolle von Sanierungen sowie
für andere behördliche Verrichtungen angemessene Gebühren zu entrichten.
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12 GEMEINSAMEBESTIMMUNGEN

Artikel 65 Spezielle Verhältnisse

Die Abteilung lnfrastruktur kann bei Vorliegen besonderer Verhältnisse individuelle Anpassun-
gen vornehmen.

Artikel 66 Entstehen der Gebührenpflicht

Die Gebührenpflicht beginnt mit dem Anschluss an die öffentliche Wasserversorgung gemäss
Art.8.

Artikel 67 Schuldner

Zahlungspflichtig für die Gebühren sind die Eigentümer, die Baurechtsnehmenden oder die
Gemeinschaft der Grund- oder Stockwerkeigentümer zum Zeitpunkt der Rechnungsstellung.
Bei einer Handänderung haftet der Rechtsnachfolgende solidarisch für ausstehende Beträge.

13 ZAHLUNGSMODALITATCru

Artikel 68 Rechnungsstellung

1 Die Benützungsgebühr wird mindestens jährlich in Rechnung gestellt. Akontorechnungen
sind möglich.

2 Mit der Erteilung der Bau- bzw. Wasseranschlussbewilligung ist die Anschlussgebühr in
Form eines zinsfreien Bardepots oder einer Bankgarantie sicherzustellen. Sie wird im Rah-
men der Schlussrechnung über das Depot des ausgeführten Bauvorhabens nach Vorliegen
der Schlussschätzung der GVZ definitiv veranlagt und in Rechnung gestellt.

3 Die nachträgliche Richtigstellung von lrrtümern und Fehlern innerhalb der gesetzlichen Ver-
jährungsfristen bleibt vorbehalten.

Artikel 69 Fälligkeit

Alle Gebühren sind mit der Rechnungsstellung fällig. Für die Zahlungsfrist und den Verzugs-
zins gilt das Veruvaltungsrechtspflegegesetz des Kantons Zürich (VRG).

Artikel 70 Anschlussvenreigerung durch die Grundeigentümer

Weigern sich die Grundeigentümer, ihre Liegenschaft anzuschliessen, entsteht die Gebühren-
pflicht nach der Rechtskraft des Anschlussentscheides.

14 STRAF. UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 71 Rekursrecht

Gegen Beschlüsse und Verfügungen der Abteilung lnfrastruktur aufgrund dieser Verordnung
kann innert 30 Tagen, von der Zustellung an gerechnet, beim Baurekursgericht des Kantons
Zürich schriftlich Rekurs erhoben werden. 

i

Artikel 72 Inkrafttreten

1 Das Reglement für die Wasserversorgung vom 6. Dezember 2Q10 wird aufgehoben.

2 Der Gemeinderat Zell bestimmt den Zeitpunkt des lnkrafttretens dieser Verordnung.
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Genehmigt an der Gemeindeversammlung vom 21. September 2020.

Zell,8486 Rikon,21. September2020 (GVB Nr. 16/2020)

GEM E I N DEVE RSAM M LU NG ZELL

Regula Ehrismann
Gemeindepräsidentin

Erkan Metschli:Roth
Gemeindeschreiber
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Sitzung vom 21. September 2020

Die Gemeindeversammlung Zell

- gestützt auf den Antrag des Gemeinderates Zell und in Anwendung von Artikel 12 Ziffer 5
der Gemeindeordnung -

beschliesst:

1. Die Abfallverordnung wird genehmigt.

2. Die Abfallverordnung, das Abfallreglement sowie der Gebührentarif zur Abfallverord-
nung sind dem AWEL und der Baudirektion zur Genehmigung einzureichen.

3. Mitteilung durch Protokollauszug an

3.1 Michael Stahel, Präsident RPK, Alte Tösstalstrasse 18, 8487 Rämismühle
3.2 Abteilung lnfrastruktur
3.3 Werkvorsteherin
3.4 Bereich Werke (Einholung Genehmigung AWEL und Baudirektion)
3.5 Abteilung Finanzen
3.6 Vorarchiv Weit<e

GEMEINDEVERSAMMLUN

t tL-*
Regula Ehrismann
Gemeindepräsidentin

i-Roth
Gemeindeschreiber

Versandt: 29. September 2O20
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Gemeinde Zell

Abfallverordnung

710.1'

vom 21. September 2020
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Gestützt auf das kantonale Gesetz über die Abfallwirtschaft und auf die Gemeindeordnung
Zell wird folgende Abfallverordnung erlassen:

Artikel 1 Geltungsbereich, Zweck, Adressaten

1 Diese Verordnung regelt die kommunale Abfallwirtschaft in der Gemeinde Zell.

2 Sie hat zum Ziel, die durch Abfälle entstehende Umweltbelastung so gering wie möglich zu
halten und Ressourcen zu schonen.

3 Die Verordnung richtet sich an die lnhabenden sowie Verursachenden von Abfällen.

Artikel2 Definitionen

l Siedlungsabfälle sind die aus Haushalten stammenden Abfälle sowie andere Abfälle ver-
gleichbarer Zusammensetzung.

2 Als Siedlungsabfall gelten:

Kehricht: brennbare, nicht wiederveruvertbare Hausabfälle
Sperrgut: Kehricht, der wegen seiner Abmessungen oder seines Ge-

wichtes nicht in offizielle Behältnisse passt
separatabfä'e: 

ff:111;:fr"ffirr"ff:J:l#"n""i;;.u''':l"ffiHili,i,l?;33:
führt werden

Kompostierbare Abfälle: pflanzliche Abfälle aus Küche, Garten und Grünflächen

3 Betriebsabfälle sind die aus Unternehmungen (Gewerbe-, lndustrie- und Dienstleistungsbe-
triebe, Land- und Forstwirtschaft)stammenden Abfälle, welche hinsichtlich Zusammenset-
zung nicht den Siedlungsabfällen entsprechen und keine Sonderabfälle darstellen.

a Bauabfälle sind alle von Baustellen stammenden Abfälle.

5 Sonderabfälle sind die aus Haushalten, Unternehmungen und von Baustellen stammenden
Abfälle, welche der Verordnung über den Verkehr mit Sonderabfällen (WS) unterstehen.

Artikel 3 Grundsätze

1 Unnötige Abfälle sollen nicht entstehen, abfall- und schadstoffarme Produkte sind zu bevor-
zugen. Wiederveruvendbare Produkte sind mehrmals zu veruvenden.

2 Die wiederveruvertbaren Anteile der unvermeidlichen Abfälle sind nach Arten getrennt zu
sammeln. Kompostierbare Abfälle sind wenn möglich selbst zu kompostieren.

3 Die verbleibenden Abfälle sind nach dem Stand der Technik umweltgerecht zu behandeln.

a Bei der Verwertung und Behandlung von Abfällen wird auf eine sparsame Venruendung von
Energie und eine optimale Energienutzung geachtet.

5 Die Gemeinde deckt sämtliche Aufwendungen im Zusammenhang mit ihrer Abfallbewirt-
schaftung mit kostendeckenden und möglichst verursachergerechten Gebühren.

Artikel 4 Zuständigkeit

Zuständig für den Vollzug der Abfallverordnung sowie den Erlass von Verfügungen ist die Ab-
teilung lnfrastruktur.
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Artikel 5 Ausführungsbestimmungen

1 Der Gemeinderat erlässt das Abfallreglement, in welchem Organisation und Durchführung
der Kehrichtabfuhren und Separatsammlungen, Angaben zu Venrvertungs- und Behand-
lungsanlagen sowie weitere Dienstleistungen der Gemeinde geregelt werden.

2 Der Gemeinderat erlässt einen Gebührentarif, in welchem die von der Gemeinde erhobe-
nen Abfallgebühren sowie die Modalitäten ihrer Erhebung festgelegt werden.

Artikel 6 Aufgaben der Gemeinde

1 Der Bereich Werke sorgt für:

die Sammlung, Abfuhr und Zuführung zu einer Behandlung des Kehrichts und des Sperr-
gutes;
die Sammlung, Abfuhr und Zuführung zu einer Veruvertung oder Behandlung der Sepa-
ratabfälle;
die Sammlung, Abfuhr und Zuführung zu einer Venrvertung der kompostierbaren Abfälle
aus Haushalten, soweit diese nicht selber kompostiert werden können;

- :[ä*fr[:",jti:t:"o"rabräle aus Haushatten in Zusammenarbeit mit dem Kantonaten
Amt für Abfall, Wasser, Energie und Luft (AWEL);
den Vollzug des Ablagerungs- und Verbrennungsverbotes gemäss Art. 9 der Verordnung.

2 Der Bereich Werke sorgt für die Erstellung und den Betrieb von Anlagen, welche für die Be-
handlung der Siedlungsabfälle notwendig sind.

3 Die Abteilung lnfrastruktur oder der Bereich Werke kann die Ausführung ihrer Aufgaben
ganz oder teilweise Privaten, übertragen oder sich zur Lösung von Aufgaben im Zusammen-
hang mit der Abfallbewirtschaftung mit anderen Gemeinden oder Organisationen zusam-
menschliessen.

Artikel 7 Sammlungen

1 Die Gemeinde bietet für folgende Abfälle Abfuhren an

für Kehricht und Sperrgut
für kompostierbare Abfälle
für Papier und Karton

2 Die Gemeinde bietet insbesondere für folgende Abfälle aus Haushalten Separatsammlun-
gen an:

Öt
Glas
Metalle
Tierkörper
Kleinmengen von Sonderabfällen aus Haushalten

3 Der Bereich Werke kann für weitere Abfälle Abfuhren einführen und das Angebot an Sepa-
ratsammlungen ausdehnen oder einschränken.

4Abfuhren und Separatsammlungen stehen ausschliesslich der Gemeindebevölkerung und
den zur Benützung berechtigten und in der Gemeinde ansässigen Betrieben zur Verfügung
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5Ausgediente Geräte und Möbel und ihre Bestandteile sowie Erzeugnisse aus Metalloder
Kunststoff sind nach den Vorgaben der Gemeinde zu sammeln, sofern aufgrund der Ge-
setzgebung oder spezieller Vereinbarungen keine Rücknahmepflicht für den Handel be-
steht.

6 Die Detailregelung der Abfuhren und Separatsammlungen erfolgt im Abfallreglement

Artikel 8 lnformation, Vorbildverhalten

1 Die Gemeinde informiert und berät die Bevölkerung sowie Gewerbe-, lndustrie- und Dienst-
leistungsbetriebe über Möglichkeiten und Bedeutung der Vermeidung, Veruertung (Sepa-
ratsammlungen, Recycling) und Behandlung von Abfällen. Sie koordiniert ihre lnformations-
und Beratungstätigkeit mit dem Kanton.

2 Die Gemeinde trägt durch ihr Vorbildverhalten zur Vermeidung, Venrvertung und umweltge-
rechten Behandlung der Abfälle bei. Sie beachtet die Grundsätze der Abfallwirtschaft bei
der Erfüllung ihrer Aufgaben in Venvaltung, Gemeindewerken und Schulen sowie bei der
Erstellung und beim Betrieb von Werken bei der Beschaffung von Produkten und beim Er-
bringen von Dienstleistungen.

3 Die Gemeinde erhebt Daten über die Abfallwirtschaft, welche Auskunft geben über Her-
kunft, Art und Menge der Abfälle sowie die zur Verfügung stehenden Venrvertungs- und Be-
handlungswege. Die Daten werden dem Kanton zur Verfügung gestellt.

Artikel 9 Pflichten der Privaten und Betriebe

1 Kehricht-und Sperrgut müssen der von der Gemeinde organisierten Abfuhr übergeben wer-
den. Die Festlegung der zulässigen Gebinde sowie von Bereitstellungszeit und -ort erfolgt
im Abfallreglement.

2 Separatabfälle sind getrennt zu sammeln und den dafür bezeichneten Sammelstellen oder
Abfuhren zuzuführen, wenn sie nicht über den Handel entsorgt werden können. Sie dürfen
nicht mit anderen Abfällen vermischt werden. Die separat zu sammelnden Abfälle werden
im Abfallreglement aufgeführt.

3 Bei grösseren Mengen Separatabfällen aus lndustrie und Gewerbe (2.8. Glas, Karton, Alt-
papier etc.) kann die Gemeinde die Entsorgungspflicht auf die lnhabenden übertragen, und
die Abfallinhabenden ihrerseits können das Recht beanspruchen, die Abfälle in Eigenregie
zu entsorgen.

a Kompostierbarer Abfall ist nach Möglichkeit selber zu kompostieren. lst dies nicht möglich,
sind kompostierbare Abfälle der dafür vorgesehenen Abfuhr mitzugeben.

5 Betriebsabfälle sind von den Verursachenden oder lnhabenden auf eigene Kosten einer
umweltgerechten Venruertung oder Behandlung zuzuführen. Sie können den öffentlichen
Abfuhren und Separatsammlungen nur mit Bewilligung der Gemeinde übergeben werden.

6 Bauabfälle sind von den Verursachenden oder lnhabenden auf eigene Kosten entspre-
chend den übergeordneten gesetzlichen Bestimmungen zu entsorgen.

7 Es ist verboten, Abfälle aller Art im Freien auf öffentlichem oder privatem Grund abzulagern
oder stehen zu lassen sowie das missbräuchliche Ableiten von flüssigen oder festen Abfäl-
len in Gewässer oder nicht dafür vorgesehene Abfälle über die Kanalisation zu entsorgen.
Von diesem Verbot ist die Deponierung in bewilligten Deponien sowie die Venrvertung kom-
postierbarer Abfälle auf öffentlichen oder privaten Kompostierplätzen ausgenommen.
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8 Es ist v.erboten, nichtpflanzliche Abfälle im Freien auf öffentlichem oder privatem Grund so-
wie in Öfen und Chemin6es zu verbrennen. Davon ausgenommen ist das Verbrennen in
bewi I I igten Anlagen. Siehe Polizeiverord n u ng Zell Artikel 21 .

e Das Verbrennen von natürlichen Wald-, Feld- und Gartenabfällen ist erlaubt, sofern keine
übermässigen lmmissionen entstehen. Vorbehalt Polizeiverordnung Zell Artikel 21 Absatz
3.

l0Ausgediente Fahrzeuge sind einem rücknahmepflichtigert Hersteller oder Händler abzuge-
ben.

Artikel 10 Kostendeckungs- und Verursacherprinzip

Die gesamten Kosten der Abfallbewirtschaftung werden mittels Gebühren den lnhabenden
bzw. den Verursachenden überbunden.

Artikelll Gebührenerhebung

1 Für die Sammlung, Venruertung und Behandlung des

Kehrichts aus Haushalten
Sperrgutes aus Haushalten
Kehrichts aus Unternehmungen

werden volumenabhängige oder gewichtsabhängige Gebühren erhoben. Sie decken insbe-
sondere den Aufwand für die Abfuhr und die Kosten für Bau, Betrieb, Unterhalt, Verzinsung
und Abschreibung der Behandlungsanlagen.

2 Zusätzlich wird eine pauschale Grundgebühr erhoben. Sie deckt die durch die volumenab-
hängigen/gewichtsabhängigen Gebühren nicht gedeckten Aufwendungen. Darunter fallen
insbesondere die Kosten für gewisse Separatsammlungen, die Kosten für lnformation und
Beratung, Personal und Administlation sowie die kantonale Abgabe für die Entsorgung von
Kleinmengen von Sonderabfällen.

3 Die Bemessung der pauschalen Grundgebühr erfolgt pro Wohneinheit bzw. Betrieb

a Es können Akontozahlungen verlangt werden.

Artikell2 Gebührenfestlegung

1 Die Festlegung der Höhe der einzelnen Gebühren sowie ihre konkrete Ausgestaltung erfolgt
durch den Gemeinderat in einem Gebührentarif.

2 Die für die Gebührenfestlegung und -ausgestaltung massgebenden Grundlagen und Zahlen
sind vom Gemeinderat offenzulegen.

3 Sämtliche Gebühren werden periodisch aufgrund der Abfallstatistik und des budgetierten
Aufwandes neu festgelegt. Überschüsse oder Defizite der Vorjahre werden berüöksichtigt.

4 Für die Zahlungsfristen und den Verzugszins gilt das Venrualtungsrechtspflegegesetz des
Kantons Zürich (VRG).

Artikel 13 Rechtsmittel

1 Entscheide und Verfügungen, die aufgrund dieser Abfallverordnung erlassen werden, kön-
nen innert 30 Tagen mittels Rekurs beim Baurekursgericht des Kantons Zürich angefochten
werden.
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2 Entscheide und Verfügungen des Gemeinderates, die in Anwendung dieser Verordnung im
koordinierten Verfahren nach der kantonalen Bauverfahrensordnung, insbesondere im bau-
rechtlichen Bewilligungsverfahren ergehen, können innert 30 Tagen bei der nach S 329
PBG zuständigen Rekursinstanz angefochten werden.

Artikel 14 Kontrolle, Strafbestimmungen

1 Die Gemeinde ist berechtigt, zu Kontrollzt/ecken Abfallgebinde zu öffnen. Dies insbeson-
dere dann, wenn Abfälle unsachgemäss oder widerrechtlich abgelagert oder entsorgt wer-
den.

2 Bei Widerhandlungen gegen Bestimmungen dieser Verordnung sind die Strafbestimmun-
gen des übergeoränetön Rechts, insbesolndere deS kantonalen Gesetzes über die Abfall-
wirtschaft, anwendbar.

Artikell5 Schlussbestimmungen

1 Der Gemeinderat bestimmt den Zeitpunkt des lnkrafttretens der Abfallverordnung.

2 Diese Verordnung ersetzt die Verordnung vom 27. Juni 2005.

3 Die Verordnung bedarf der Genehmigung durch die Baudirektion des Kantons Zürich.

Zell, 8486 Rikon, 21. September 2020 (GVB Nr. 1712020)

GEM EINDEVERSAM M LU NG ZELL

t,

Regula Ehrismann
Gemeindepräsidentin

Erkan Metschli-Roth
Gemeindeschreiber

Von der Baudirektion des Kantons Zürich mit Verfügung Nr. ... genehmigt.

Vom Gemeinderat Zell mit Beschluss vom ... per ... in Kraft gesetzt.
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Sitzung vom 21. September 2020

Die Gemeindeversammlung Zell

- gestützt auf den Antrag des Gemeinderates Zell und in Anwendung von Artikel 15 Ziffer 5
der Gemeindeordnung - .l

besch liesst:

Die Abrechnung über die kommunalen Aufwendungen für die Strassenanpassungen
an der'Dorf- und Bolsternstrasse anlässlich der Sanierung der Dorfstrasse in Kollbrunn
durch das Tiefbauamt Kanton Zürich wird wie folgt genehmigt:

1

Kredit gemäss Beschluss der Gemeindeversammlung vom
14. Mär22016
Aufwand gemäss Abrechnung
Kreditüberschreitung

a<7<--

Regula Ehrismann
Gemeindepräsidentin Gemeindeschreiber

Fr. 220'000.00
Fr. 226'401.45
Fr. 6'401.45

2 Für die Kreditüberschreitung von Fr. 6'401.45 wird ein Nachtragskredit zu Lasten der
I nvestitionsrechnung genehmigt.

3. Mitteilung durch Protokollauszug an

3.1 Michael Stahel, Präsident RPK, Alte Tösstalstrasse 18, 8487 Rämismühle
3.2 Planungs- und Bauvorsteherin
3.3 Abteilunglnfrastruktur
3.4 Abteilung Finanzen
3.5 Vorarchiv Planung und Bau

GEMEINDEVERSAMMLUN

ttt
Versandt: 29. September 2020
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Diverse Präsentationsfol ien

Genehmigung Jahresrechnung 201 I

Genehmigung Totalrevision Personalverordnung

Genehmigu ng Überarbeitung
S ied I u ngsentwässeru ngsverord n u n g (SEVO)

Genehmigung Uberarbeitung
Verordnung für die Wasserversorgung

Genehmigung Überarbeitung Abfallverordnung

Genehmigung Abrechnung Betriebs- und
Gestaltungskonzept Kollbrunn (BGK)

f nformationen zum Stand Hochwasserschutz
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O rtsbildschutz, Roumplanung, Archäologic und Denkrno lpf lagc, Boutan
ousserhslb Bsuzone

TBA-Seklioncnr
Kunstboulen
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Protokol I der Ge me i ndeve rsam m I u ng Sitzung vom 21 . September 2020

Fqtdtrülb€rricfitHutsyuerte und KoütorxrEits I
ilärfid. Nl{hr6ä. 300
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6R0BK0STII'ISIHIITZUNG + l- 30n/o

CHF 5'400'000.00 {Vollcusbcu HA 100)

bis

CHF Z'500'O0O.0O (Fntlostung und Rückführung)

g

WEITERES VORGTHEN 2O2O

Erstellen d*r Bestvqriqnte {Nulzen-Kqslsn-Beifrsgszohlungen)

Auswshl dar Vqriqnle clvrclr Leilungeteqm, Bagleitgrr.rppe und
definitiv durch den Gemeinderctt

Errtelien der Vorprofekles zur Prüfung on die Fschstellen / Einbezug
Nqlu rschulzo rgon i salionen

lnformntion der Bevölkerung: Dorf-Zell / Gemelnde '

Definilives Vorproickt olr Grundloge für dio Ausschrsibung des Bouproiaktas
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